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Die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung: 
 Vorausberechnungen aus 2012, Ergebnisse aus 2022 
und deren Hintergründe1 

Dr. Holger Viebrok, Berlin

Anhand einer Gegenüberstellung der im Jahr 2012 vorausberechneten und der im Jahr 2022 
tatsächlich eingetretenen Finanzlage der allgemeinen Rentenversicherung geht es in diesem 
Beitrag um die Frage, welchen Faktoren die – im Vergleich zur Projektion – gute Finanzlage 
des Jahres 2022 zu verdanken ist. Ausgehend von elementaren Zusammenhängen in einem 
umlagefinanzierten staatlichen Alterssicherungssystem werden zentrale Einflussgrößen aus 
den Bereichen Demografie und Arbeitsmarkt sowie Sozialrecht diskutiert. Wie gezeigt wird, 
dominiert der Effekt der positiven Arbeitsmarktentwicklung auf die Finanzlage der gesetz-
lichen Rentenversicherung, es lassen sich jedoch weitere Einflussgrößen identifizieren. 

1. Einführung

Ende des Jahres 2022 konnte die Deutsche 
Rentenversicherung Bund von einer ausge-
zeichneten Finanzlage berichten.2 Angesichts 
der gerade erst weitgehend überstandenen 
Covid-19-Pandemie und der ökonomischen 
Risiken, gerade ein Dreivierteljahr nach dem 
Beginn des russischen Angriffskrieges gegen 
die Ukraine, waren deutlich gestiegene Pflicht-
beiträge und Überschüsse in Milliardenhöhe 
zu diesem Zeitpunkt kaum zu erwarten gewe-
sen. Wie ist die gute Finanzlage zu erklären?
Dieser Beitrag startet weitere zehn Jahre 
zurück. Anhand der im Jahr 2012 voraus-
berechneten und der im Jahr 2022 tatsäch-
lich eingetretenen Finanzlage der allgemei-
nen Rentenversicherung (RV) geht es um die 
Frage, was die relativ gute Finanzsituation 
des Jahres 2022 herbeigeführt hat. Für die 
zukünftige Sozial- und Finanzpolitik ist von 
Bedeutung, ob der günstigen Entwicklung 
dauerhafte oder vorübergehende Änderun-
gen der Rahmenbedingungen zugrunde 
liegen. Die Relevanz ergibt sich auch aus 
der finanziellen Größenordnung, denn die 
Einnahmen der allgemeinen gesetzlichen 
Rentenversicherung beliefen sich 2022 auf 
rund 357 Milliarden Euro. Zum Vergleich: Die 
Steuereinnahmen des Bundes erreichten im 
gleichen Jahr 337 Milliarden Euro.3

Basis der folgenden Ausführungen sind ge-
meinsame Projektionen der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund (DRV Bund) und des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) zur Finanzentwicklung der allgemei-
nen RV (das heißt ohne knappschaftliche 
Rentenversicherung), deren Annahmen und 
Ergebnisse auch in den Rentenversiche-
rungsberichten der Bundesregierung veröf-
fentlicht werden.4 Die Vorausberechnungen 

1 Dr. Holger Viebrok leitete bis Anfang 2023 das Dezernat „Fi-
nanzierung und Verteilung“ der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund. Der Autor dankt Imke Brüggemann-Borck, Ludwig 
Gauckler, Tino Krickl, Albert Lohmann und weiteren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Dezernate „Finanzierung und Ver-
teilung“ und „Statistische Analysen“ der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund für ihre Hilfe und wertvollen Anmerkungen zu 
einem früheren Entwurf. Der Beitrag wurde zuletzt im Dezember 
2024 überarbeitet und aktualisiert.

2 Deutsche Rentenversicherung (2022): Rentenversicherung in-
formiert über Finanzlage. 9. November 2022, www.deutsche-
rentenversicherung.de/DRV/DE/Ueber-uns-und-Presse/Pres-
se/Meldungen/2022/221109_finanzlage_rentenversicherung.
html (zugegriffen am 13.02.2025).

3 Nach Statistisches Bundesamt, Genesis-Online (2024): Tabel-
le 71211-0002, 22. Oktober 2024, www-genesis.destatis.de/
genesis/online; Deutsche Rentenversicherung Bund (2024) 
(Hrsg.): Rentenversicherung in Zeitreihen, DRV-Schriften 22, 
Berlin, 244. Ein Teil der Einnahmen des Bundes fließt über die 
Bundeszuschüsse in die Rentenversicherung. 

4 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2022) (Hrsg.): Be-
richt der Bundesregierung über die gesetzliche Rentenversiche-
rung, insbesondere über die Entwicklung der Einnahmen und 
Ausgaben, der Nachhaltigkeitsrücklage sowie des jeweils er-
forderlichen Beitragssatzes in den künftigen 15 Kalenderjahren 
gemäß § 154 Abs. 1 und 3 des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch – Gesetzliche Rentenversicherung – (SGB VI) (Rentenver-
sicherungsbericht 2022), Berlin, www.bmas.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2022.pdf.

http://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Ueber-uns-und-Presse/Presse/Meldungen/2022/221109_finanzlage_rentenversicherung.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Ueber-uns-und-Presse/Presse/Meldungen/2022/221109_finanzlage_rentenversicherung.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Ueber-uns-und-Presse/Presse/Meldungen/2022/221109_finanzlage_rentenversicherung.html
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Ueber-uns-und-Presse/Presse/Meldungen/2022/221109_finanzlage_rentenversicherung.html
http://www-genesis.destatis.de/genesis/online
http://www-genesis.destatis.de/genesis/online
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2022.pdf
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2022.pdf
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kombinieren Eckwerte der Bundesregie-
rung zur Wirtschaftsentwicklung mit eige-
nen Daten und Annahmen, insbesondere zu 
Arbeitsmarkt, Löhnen und Rentenausgaben. 
Dabei handelt es sich um Modellrechnungen 
auf Basis der bekannten Daten, getroffener 
Annahmen und einer möglichst getreuen 
Abbildung der zu dem Zeitpunkt geltenden 
Fortschreibungsregeln im Sozialrecht. Ver-
haltensänderungen etwa in Abhängigkeit 
von Beitragssatz und Rentenniveau werden 
jedoch generell nicht betrachtet.5

Es geht in diesem Beitrag nicht um eine 
Ex-post-Validierung der Zuverlässigkeit der 
Vorausberechnungen. Diese müsste be-
rücksichtigen, dass sich das Sozialrecht zwi-
schenzeitlich deutlich geändert hat, wie noch 
geschildert wird (Abschnitt  4). Der Beitrag 
bezieht sich vielmehr auf die Leistungs- und 
Finanzierungsgrundlagen, die sich deutlich 
günstiger entwickelt haben, als es Anfang 
der 2010er-Jahre zu erwarten war. Daraus 
ergeben sich die Leitfragen: Was unter-
scheidet die Finanzsituation der allgemeinen 
Rentenversicherung des Jahres 2022 von 
derjenigen des Jahres 20126 sowie von den 
damaligen Projektionen für 2022? Welche 
Gründe dafür lassen sich identifizieren? Bei 
Weitem nicht alle Entwicklungen im Zeitraum 
zwischen den beiden Jahren können dabei 
angesprochen werden, aus Platzgründen ist 
eine Beschränkung auf einen Überblick un-
ausweichlich. 
Um eine Einordnung der weiter unten ver-
wendeten Kennziffern zu ermöglichen, be-
fasst sich der folgende Abschnitt zunächst 
mit einer elementaren Ableitung der wich-
tigsten Einflussgrößen für die Finanzlage 
eines umlagefinanzierten Alterssicherungs-
systems, ergänzt durch eine Beschreibung 
des Verhältnisses der mathematischen 
Symbole zu sozial- und finanzpolitischen 
Indikatoren. Die weiteren Ausführungen 
zeigen die Veränderung der Einnahmen- 
und Ausgabenstruktur der allgemeinen RV 
(Abschnitt 3) und fassen die zentralen Än-
derungen des maßgeblichen Sozialrechts 
im gewählten Zehnjahreszeitraum zusam-
men (Abschnitt 4). Abschnitt 5 befasst sich 

schließlich mit weiteren Prozessen, die hin-
ter den Veränderungen stehen.

2. Die wichtigsten Bestimmungs
gründe für die  Finanzsituation 
eines einzelnen Jahres und 
 gebräuchliche Kennziffern

2.1 Die Zusammenhänge in einem 
stark vereinfachten Modell

Die gesetzliche Rentenversicherung in 
Deutschland ist seit 1957 formal umlage-
finanziert. Das bedeutet, dass die Ausgaben 
eines Jahres hauptsächlich durch Beitrags-
einnahmen und ergänzende Steuermittel 
desselben Jahres zu decken sind. Kapital-
deckung, also der Auf- und Abbau und die 
Nutzung von Erträgen von Finanzanlagen, 
spielt grundsätzlich nur eine sehr unterge-
ordnete Rolle. Ein begrenzter finanzieller 
Puffer, bis 2004 als „Schwankungsreserve“ 
und heute als „Nachhaltigkeitsrücklage“ be-
zeichnet, dient ausschließlich der Abfede-
rung kurz- und mittelfristiger Schwankungen 
der Einnahmen und Ausgaben. Eine länger-
fristige Finanzierbarkeit von Ausgaben durch 
Vermögenserträge ist dagegen nicht vorge-
sehen.
Ausgangspunkt der Betrachtung ist die Bi-
lanzgleichung im Umlageverfahren, wonach 
in einem Kalenderjahr t die Einnahmen (E) 
gleich den Ausgaben (A) zusammen mit den 
Vermögensänderungen (∆V) sein müssen 
(Definitionsgleichung): 7

Et = At + ∆Vt . (1)

5 Darüber hinaus können solche Projektionen „selbstwiderle-
gend“ sein: Werden finanzielle Überschüsse erwartet, steigt die 
politische Bereitschaft für ausgabenintensive Leistungsauswei-
tungen.

6 Der Zeitraum ist primär der Datenverfügbarkeit für den Autor 
geschuldet. 

7 Die Darstellung in diesem Abschnitt variiert die Vorgehensweise 
in Schmähl, Winfried (1990): Gesetzliche Rentenversicherung 
und Volkswirtschaft. In: Ruland, Franz und Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger (VDR) (Hrsg.): Handbuch der ge-
setzlichen Rentenversicherung, Neuwied: Luchterhand, 357–
87.
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Die Einnahmen setzen sich primär aus Bei-
trägen für Erwerbstätige, Beziehende von 
Lohnersatzleistungen und für Kindererzie-
hungszeiten sowie aus Bundeszuschüssen 
(ZU) zusammen. Die Beiträge errechnen 
sich, indem das durchschnittliche beitrags-
pflichtige Einkommen (im Wesentlichen also 
die Beitragsbemessungsgrundlagen für Löh-
ne und Lohnersatzleistungen bis zur Bei-
tragsbemessungsgrenze) pro Kopf ( l ) mit 
dem Beitragssatz (bRV) und der Zahl der 
Pflichtversicherten (VS) multipliziert werden 
(linke Seite der Gleichung in Formel 2). Zu 
den Einnahmen gehören darüber hinaus frei-
willig gezahlte Beiträge (F).8 
Auf der Ausgabenseite (rechte Seite der For-
mel 2) finden sich vor allem Ausgaben für 
Renten, für die Krankenversicherung der 
Rentner, Leistungen zur Teilhabe (LT) und 
Verwaltungsausgaben (G) sowie der Saldo 
aus „übrigen“ Ausgaben minus Einnahmen 
(X), die zur Vereinfachung nicht weiter auf-
gegliedert werden. Dazu zählen auch Zah-
lungen an die knappschaftliche Rentenver-
sicherung im Wanderversicherungs- und 
Wanderungsausgleich sowie in kleinerem 
Umfang auch Vermögenserträge.
Ähnlich wie die Berechnungsweise bei den 
Beitragseinnahmen ergeben sich Renten-
ausgaben als Produkt aus der Anzahl der 
Renten (R) und der Durchschnittsrente (r ). 
Die Ausgaben erhöhen sich um den von der 
RV übernommenen hälftigen Beitrag zur ge-
setzlichen Krankenversicherung, der sich 
aus der Bruttorente, multipliziert mit dem 
halben KV-Beitragssatz (bKV), ergibt. 
Somit lässt sich die Bilanzgleichung erwei-
tern zu

 (2)

Nach Umstellung ergibt sich

 (3)

(VS · l )t ist die gesamtwirtschaftliche Bei-
tragsbemessungsgrundlage (BBGL). Eine 
Vereinfachung führt zu

 (4)

Somit resultiert der Beitragssatz zum einen 
aus dem Produkt aus Rentenquotient (RQ, 
Renten pro Versicherten), Durchschnittsren-
tenniveau (RN, Quotient aus Brutto-Durch-
schnittsrente und beitragspflichtigem Brutto-
Durchschnittseinkommen, jeweils pro Kopf) 
und dem Multiplikator für die Ausgaben zur 
Krankenversicherung der Rentner (KVdR). Je 
höher Durchschnittsrentenniveau, Rentenquo-
tient oder KVdR-Beitragssatz steigen, desto 
höher muss der RV-Beitragssatz ausfallen. 
Der zur Finanzierung notwendige Beitrags-
satz erhöht sich zum anderen durch Ausga-
ben für Leistungen zur Teilhabe, Verwaltung 
und Verfahren und hier nicht einzeln aufge-
führten Ausgaben minus Einnahmen (X). Er 
reduziert sich dagegen durch die Bundeszu-
schüsse9 und durch freiwillig gezahlte Beiträ-
ge. Um den Beitragssatzeffekt zu beschrei-
ben, sind diese Ausgaben beziehungsweise 
Einnahmen ins Verhältnis zur gesamtwirt-
schaftlichen Beitragsbemessungsgrundlage 
(BBGL) für alle Pflichtbeiträge zu setzen – 
einschließlich derjenigen aus Lohnersatz-
leistungen und Durchschnittsentgelt bei Kin-
dererziehungszeiten. Damit spiegelt dieser 
Quotient auch die Belastung der in der RV 
versicherten Einkommen durch Ausgaben 

8 Zu den freiwillig gezahlten Beiträgen gehören in der Praxis auch 
Beiträge zum Ausgleich von Rentenabschlägen. Pauschalbei-
träge für nicht versicherungspflichtige Minijobs, für die ein eige-
ner Beitragssatz von 15 Prozent gilt, können zur Vereinfachung 
mit einer proportional abgesenkten Beitragsbemessungsgrund-
lage (2022 zum Beispiel 15/18,6) zu den Pflichtbeiträgen ge-
zählt werden.

9 Nach den Fortschreibungsregeln in § 213 Abs. 2 SGB VI (Stand 
Oktober 2024) spielt der Beitragssatz, genauer ein speziell für 
diesen Zweck berechneter Beitragssatz, eine Rolle bei der Fort-
schreibung des allgemeinen Bundeszuschusses (ZU). Deshalb 
ist der entsprechende Term nach den aktuellen gesetzlichen 
Regeln nicht unabhängig vom Beitragssatz. Davon wird an die-
ser Stelle abstrahiert. 
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für beispielsweise Verwaltung und Rehabili-
tation wider.10

In der Praxis wird der Beitragssatz unter Be-
rücksichtigung zahlreicher weiterer Einfluss-
größen iterativ ermittelt. Um den Beitrags-
satz zu verstetigen, verändert er sich nach 
dem geltenden Recht im § 158 SGB VI nur, 
wenn die Nachhaltigkeitsrücklage anderen-
falls die Ober- oder Untergrenze eines Korri-
dors von zurzeit 0,2 bis 1,5 Monatsausgaben 
zu eigenen Lasten der allgemeinen RV über- 
oder unterschreiten würde. Eine geringfügige 
Überschreitung bis circa 1,57 Monatsaus-
gaben kann in der Praxis zudem durch das 
gesetzlich vorgeschriebene Aufrunden des 
Beitragssatzes ausgelöst werden. Bleibt die 
Rücklage mit dem alten Beitragssatz inner-
halb des Korridors, bleibt der Beitragssatz 
konstant, das heißt, es gilt einfach bt

RV = bRV. 
Bis 2025 darf der Beitragssatz zudem nicht 
unter 18,6 Prozent sinken, selbst wenn die 
Obergrenze der Nachhaltigkeitsrücklage da-
durch überschritten wird – wie tatsächlich 
geschehen. 

2.2 Kennziffern für die Finanzsituation

Formel 4 identifiziert unter stark abstrahie-
renden Annahmen die wichtigsten Einfluss-
größen für die Finanzlage und grundsätzliche 
Zusammenhänge im Umlageverfahren. In der 
Praxis haben sich jedoch sozialpolitische In-
dikatoren etabliert, die aufgrund ihrer Be-
rechnungsweise nicht ohne Weiteres mit den 
Variablen gleichzusetzen sind.11 Einige Unter-
schiede werden im Folgenden erläutert.12 

2.2.1 Durchschnittsentgelt

Ein durchschnittliches beitragspflichtiges 
Einkommen aller Pflichtversicherten in der 
Rentenversicherung (das heißt nicht nur der 
Beschäftigten) wird nicht erhoben. Die ge-
samte Beitragsbemessungsgrundlage lässt 
sich zwar im Prinzip zurückrechnen, indem 
die Beitragseinnahmen durch den betreffen-
den Beitragssatz geteilt werden. Pflichtversi-

cherte können jedoch im Laufe eines Jahres 
mehreren Gruppen angehören. 
Das im Sozialgesetzbuch definierte „Durch-
schnittsentgelt in der Rentenversicherung“ 
(RV-Durchschnittsentgelt) gibt nicht etwa, 
wie der Name vermuten ließe, den statis-
tischen Mittelwert der beitragspflichtigen 
Löhne und Gehälter innerhalb der RV wie-
der. Vielmehr handelt es sich um einen Wert, 
der von Jahr zu Jahr mit der „Veränderung 
der Bruttolöhne und -gehälter nach den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
ohne Personen in Arbeitsgelegenheiten mit 
Entschädigungen für Mehraufwendungen“13 
wie ein Index fortgeschrieben wird.14 In die 
Fortschreibung gehen auch Veränderungen 
der Bezüge von Beamten/Beamtinnen und 
der nicht versicherten Entgelte über der Bei-
tragsbemessungsgrenze ein. Veränderungen 
der Beitragserhebung und -bemessung bei 
Ein-Euro-Jobs beeinflussen das RV-Durch-
schnittsentgelt nicht. 
Beim „beitragspflichtigen Durchschnittsent-
gelt aus der Versichertenstatistik der DRV 
Bund“, einem weiteren Wert, der langfristig 
im Lohnfaktor der Rentenanpassungsformel 
maßgeblich ist, handelt es sich nicht aus-
schließlich um Entgelt. Es umfasst neben 
beitragspflichtigem Arbeitsentgelt auch die 
Beitragsbemessungsgrundlage für Arbeits-
losengeld. 

10 Beiträge aus Lohnersatzleistungen werden jedoch wiederum 
von den erwerbstätigen Versicherten über Beiträge aus deren 
Arbeitseinkommen finanziert, also im Prinzip aus dem gleichen 
Einkommen wie die RV-Beiträge. Wegen der vielfältigen Finanz-
verflechtungen im Sozialversicherungssystem wäre im Prinzip 
eine Inzidenzanalyse auf Ebene der gesamten Sozialversiche-
rung anzustreben.

11 Eine mathematische Ableitung, die direkt bei den gesetzlichen 
Begriffen ansetzt, findet sich bei Gauckler, Ludwig und Hof-
mann, Nico (2024): Verteilungsaspekte von Rentenanpassungs-
mechanismen. In: Deutsche Rentenversicherung 79, Nr. 1, 49.

12 Für weiterführende Erläuterungen wird auf die Glossare der 
DRV Bund und des BMAS verwiesen. Das Glossar der DRV 
Bund ist Teil des DRV-Schriften Bandes 22, Rentenversiche-
rung in Zeitreihen. Siehe auch Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales, „Rentenlexikon“, https://www.bmas.de/DE/So-
ziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenlexikon/rentenlexikon.
html (zugegriffen am 12.12.2024).

13 Die speziellen durchschnittlichen Bruttolöhne und -gehälter je 
Arbeitnehmer/-in, die nach § 68 SGB VI bei der Rentenanpas-
sung verwendet werden, beziehen sich lediglich auf einen an-
deren Erhebungszeitpunkt.

14 § 69 Abs. 2 Nr. 1 und Anlage 1 SGB VI.

https://www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenlexikon/rentenlexikon.html
https://www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenlexikon/rentenlexikon.html
https://www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenlexikon/rentenlexikon.html
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2.2.2 Durchschnittsrenten und 
 Standardrenten

Ein Durchschnitt aller von der gesetzli-
chen Rentenversicherung gezahlten Ren-
ten (brutto), der sich direkt in die Formeln 
im Abschnitt 2.1 einfügen ließe, wird nicht 
veröffentlicht. Wegen unterschiedlicher Ren-
tenarten und zahlreicher Kleinstrenten von 
Personen im Rentenbestand, deren Alterssi-
cherung primär über andere Systeme erfolgt 
(zum Beispiel berufsständische Versorgungs-
systeme oder im Familienkontext), wäre ein 
solcher Durchschnitt in der sozialpolitischen 
Debatte auch eher irreführend. Die Versi-
chertenstatistik der DRV Bund liefert jedoch 
zum Teil stark differenzierte Durchschnitte 
für die Zahlbeträge (das heißt Renten nach 
Abzug der Beiträge für Kranken- und Pflege-
versicherung) einzelner Rentenarten. Für die 
Umrechnung von Zahlbeträgen in Bruttoren-
ten werden jahresspezifische Umrechnungs-
faktoren zur Verfügung gestellt.15 
Die sozial- und verteilungspolitischen Zie-
le orientieren sich in der Regel an der so-
genannten Standardrente. Der monatlichen 
Brutto-Standardrente liegen der – im Prinzip 
jährlich der Einkommensentwicklung ange-
passte – aktuelle Rentenwert ARW, multi-
pliziert mit 45 Entgeltpunkten, zugrunde. Sie 
entspricht damit einer vollen Altersrente aus 
einer unterstellten Versicherungsbiografie 
von 45 Jahren mit einer durchschnittlichen 
Entgeltposition von 100 Prozent im Vergleich 
zum RV-Durchschnittsentgelt, beginnend an 
der Regelaltersgrenze (das heißt ohne Ab-
schläge oder Zuschläge). 
Durchschnittsrenten und Standardrenten 
unterscheiden sich in der Anzahl der Ver-
sicherungsjahre (empirisch gegenüber nor-
mativ unterstellt), in der durchschnittlichen 
relativen Entgeltposition, in den anderen 
Faktoren der Rentenberechnungsformel (Ab-
schläge und Zuschläge, Rentenartfaktoren) 
und den Effekten von Einkommensanrech-
nungen, etwa bei Hinterbliebenenrenten. 
Diese Abweichungen von der Standardrente 
müssten bei ausschließlicher Verwendung 
der Formeln jeweils durch entsprechende 

Korrekturfaktoren beziffert werden. In die-
sem Beitrag kann in Abschnitt 5.5.3 nur auf 
einen ausgewählten Aspekt, nämlich auf Ver-
änderungen bei den durchschnittlichen Ent-
geltpunkten je Rente eingegangen werden. 

2.2.3 Rentenniveau und Sicherungs
niveau

Das Durchschnittsrentenniveau in Formel 4 
wäre als Quotient aus Brutto-Durchschnitts-
rente und versichertem Brutto-Durchschnitts-
entgelt zu verstehen. Das Ergebnis wäre ein 
Brutto-Durchschnittsrentenniveau. Weiter 
unten wird dagegen das „Bruttorentenniveau“ 
als Indikator verwendet. Darunter wird der 
Quotient aus Jahres-Standardrente und Jah-
res-RV-Durchschnittsentgelt verstanden. Der 
Begriff ist gesetzlich nicht definiert.
Im Sozialrecht wird seit 2005 als primäres 
Sicherungsziel ein bestimmtes „Sicherungs-
niveau vor Steuern“ verwendet,16 landläu-
fig nach der älteren Bezeichnung auch als 
„Nettorentenniveau vor Steuern“ bezeichnet. 
Als Besonderheit im hier betrachteten Zeit-
raum bezog sich das Sicherungsniveau aus-
schließlich auf Werte West.
Diese gesetzliche Definition des Sicherungs-
niveaus setzt Nettogrößen (allerdings vor 
Steuern) zueinander ins Verhältnis, und zwar 
auf der Grundlage einer „verfügbaren Stan-
dardrente“ im Zähler und eines „verfügbaren 
Durchschnittsentgeltes“ (vor 2005: „Netto-
entgelt“) im Nenner. Bis 2018 wurden überall 
Jahreswerte zur Grundlage genommen, seit 
201917 handelt es sich bei der Standardren-
te im Zähler jedoch um Stichtagswerte zum 
1.7. eines Jahres, die auf das Jahr hochge-
rechnet werden. 
Bei den Sozialabgaben auf das RV-Durch-
schnittsentgelt stellte die Berechnung des 
Sicherungsniveaus bis 2018 auf statistische 

15 Siehe Rentenversicherung in Zeitreihen, 137.
16 § 154 Abs. 3a SGB VI.
17 Seit Inkrafttreten des RV-LVStabG (Gesetz über Leistungsver-

besserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungs-
gesetz)), BGBl I, Nr. 40, 4. Dezember 2018, 2016. 
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Durchschnitte ab, seit Inkrafttreten des RV-
Leistungsverbesserungs- und -Stabilisie-
rungsgesetz am 1.1.2019 dagegen auf die 
gesetzlichen Beitragssätze. Die Berechnung 
des sogenannten verfügbaren Durchschnitts-
entgelts erfolgt nun – ohne den Umweg über 
eine Bruttogröße und ausgehend vom ver-
fügbaren Durchschnittsentgelt des Vorjahres 
– mit dem Entgelt-Veränderungsfaktor und 
der Veränderung der Nettoquote vor Steu-
ern (100 minus Abgabenquote in Prozent). 
Als Entgelt-Veränderungsfaktor wird der 
gleiche Lohnfaktor verwendet, der auch bei 
der Rentenanpassung zugrunde gelegt wird, 
sodass sich der Lohnfaktor bei der Niveau-
berechnung herauskürzt. Im Ergebnis hängt 
die Veränderung des Sicherungsniveaus vor 
Steuern nach der seit 2019 geltenden Defi-
nition – abgesehen von Sonderfällen – nicht 
mehr von der Brutto-Lohnentwicklung ab. 
Maßgebend sind vielmehr ausschließlich die 
beiden Dämpfungsfaktoren Beitragssatzfak-
tor und Nachhaltigkeitsfaktor der Rentenan-
passungsformel sowie die Sozialabgaben, 
das heißt die Nettoquoten vor Steuern bei 
Renten und Arbeitsentgelt. 
Die sozialpolitisch normative Festlegung auf 
eine Biografie mit 45 Entgeltpunkten für das 
Sicherungsniveau hat eine zuweilen paradox 
anmutende Konsequenz: Leistungsverbesse-
rungen oder -kürzungen, die die Anzahl der 
Entgeltpunkte erhöhen (wie beispielsweise 
längere Zurechnungszeiten bei Erwerbsmin-
derungsrenten) beziehungsweise vermindern, 
schlagen sich zwar in den Rentenausgaben, 
nicht jedoch direkt im Brutto-Standardrenten-
niveau oder im Sicherungsniveau nieder. Das 
Niveau erhöht sich jedoch tendenziell, wenn 
der RV-Beitragssatz zur  Finanzierung von 
Mehrausgaben angehoben werden muss. Das 
Brutto-Standardrentenniveau dagegen wird 
durch Abgaben rechnerisch nicht beeinflusst. 

2.2.4 Beitragszahler und Äquivalenz
beitragszahler

Der jährliche Rentenversicherungsbericht 
der Bundesregierung, dessen Nomenkla-

tur auch die DRV Bund übernimmt, ver-
steht unter „Beitragszahlern“ Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer nach den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR), einschließlich Minijobs, abzüglich der 
versicherungsfreien Beamten/Beamtinnen, 
Richter/Richterinnen und Soldaten/Soldatin-
nen. Selbstständig Tätige sind in dieser Zahl 
nicht enthalten. Die „Beitragszahler“ ähneln 
den „Beschäftigten“ in der DRV-Statistik, bei 
Letzteren handelt es sich jedoch um Stich-
tagsangaben. 
Das Sozialrecht gebraucht bei der Berech-
nung des Nachhaltigkeitsfaktors der Renten-
anpassungsformel den Begriff der „Äquiva-
lenzbeitragszahler“ (§ 68 Abs. 4 SGB VI).18 
Dabei handelt es sich um eine Maßzahl, die 
beziffert, wie viele Durchschnittsbeiträge, 
entsprechend den Beiträgen von Beschäf-
tigten mit einem formellen Durchschnittsent-
gelt, rechnerisch auf die gesamten Pflicht-
beiträge aus abhängiger Beschäftigung und 
Arbeitslosengeld entfallen. Zur Berechnung 
werden Beitragseinnahmen durch einen sol-
chen Durchschnittsbeitrag geteilt. Als Ent-
gelt, das dem Durchschnittsbeitrag zugrun-
de liegt, wurde bis zur Rentenanpassung 
2021 –  mangels verfügbarer endgültiger 
Daten  – das vorläufige Durchschnittsent-
gelt der Rentenversicherung nach Anlage 1 
SGB  VI verwendet. Ab der Rentenanpas-
sung 2022 wird ein spezielles Durchschnitts-
entgelt verwendet, das – wie das endgültige 
Durchschnittsentgelt – aus dem Vorjahres-
wert mit der Veränderung der Bruttolöhne 
und -gehälter je Arbeitnehmer/-in nach den 
VGR fortgeschrieben wird.19 

18 Der Begriff wurde durch die Nachhaltigkeitskommission ge-
prägt, siehe Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Si-
cherung (2003) (Hrsg.): Nachhaltigkeit in der Finanzierung der 
sozialen Sicherungssysteme: Bericht der Kommission. Berlin, 
103.

19 Im Vergleich zum endgültigen Durchschnittsentgelt weist dieser 
Wert einen früheren Datenstand auf. Durch diese Berechnungs-
weise werden durch Lohnschwankungen hervorgerufene starke 
Schwankungen des Nachhaltigkeitsfaktors vermieden, siehe 
Viebrok, Holger (2020): Herausforderungen für die Finanzen der 
gesetzlichen Rentenversicherung durch die COVID-19-Pande-
mie. In: RVaktuell 67, Nr. 5, 113–25. 
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2.2.5 Rentenbezieher und Äquivalenz
rentner

Um bei der Berechnung des Nachhaltigkeits-
faktors der Rentenanpassungsformel den 
Effekt von Kleinstrenten zu eliminieren, wer-
den – ähnlich wie bei den „Äquivalenzbei-
tragszahlern“ – „Äquivalenzrentner“ verwen-
det. Dafür werden die Nettorentenausgaben 
durch eine Jahres-Standardrente geteilt. 
Nettorentenausgaben sind Rentenausgaben 
nach Abzug der Erstattungen an die RV. Zu 
den Erstattungen gehören insbesondere sol-
che für Leistungen nach dem AAÜG20. 

2.2.6 Rentenquotient beziehungsweise 
Rentnerquotient

Im Unterschied zu den Äquivalenzbeitrags-
zahlern liegt den Äquivalenzrentnern im 
Nenner kein statistischer Mittelwert, son-
dern eine normativ geprägte Standardrente 
zugrunde. Das Durchschnittsentgelt bei der 
Berechnung des Äquivalenzbeitragszahlers 
ist kein arithmetisches Mittel der Beitrags-
bemessungsgrundlagen. Es handelt sich 
daher bei den Äquivalenzbeitragszahlern 
und -rentnern um Maße für das jeweilige 
Finanzvolumen, nicht für Personen.21 Das 
unterscheidet folglich auch den Äquivalenz-
rentnerquotienten als Indikator grundlegend 
von rein demografischen Kennziffern wie 
etwa den „Altersquotienten“. Leistungsver-
besserungen mit dem Ergebnis zusätzlicher 
Entgeltpunkte im Rentenkonto erhöhen bei-
spielweise den Äquivalenzrentnerquotienten, 
obwohl die Personenzahl unverändert bleibt.

2.2.7 Vermögen

Der Beitragssatz wird in der Praxis anhand 
des erwarteten Auf- und Abbaus von Vermö-
gen und der Grenzen der Nachhaltigkeits-
rücklage der allgemeinen RV bestimmt. Da-
bei gehört das Verwaltungsvermögen nicht 
zur Nachhaltigkeitsrücklage. Rechnungs-
ergebnis (Einnahmen minus Ausgaben) eines 

Jahres und Änderung der Nachhaltigkeits-
rücklage sind nicht vollkommen identisch, 
sondern werden durch Änderungen der Pe-
riodenabgrenzung (Rechnungsabgrenzung) 
beeinflusst. Bei längerfristiger Betrachtung 
verändert sich die Rechnungsabgrenzung 
in erster Linie durch den allmählichen Weg-
fall vorschüssig gezahlter Renten und durch 
Änderungen bei den Raten der – ebenfalls 
vorschüssig gezahlten – Bundeszuschüsse.

3. Überblick zur Finanzsituation 
2012 und 2022

3.1 Gegenüberstellung wichtiger 
 Kennziffern 

Die Tabelle 1 vermittelt einen Überblick über 
zentrale Rechnungsergebnisse und Kennzif-
fern zu den Jahren 2012 und 2022, ergänzt 
durch Annahmen und Ergebnisse der Vo-
rausberechnungen aus dem Jahr 2012 für 
das Jahr 2022. 

3.2 Erläuterungen

In Tabelle 1 wird hauptsächlich auf Struk-
turveränderungen bei Einnahmen und Aus-
gaben abgestellt. Hintergrund ist, dass sich 
sowohl Beitragseinnahmen als auch Bun-
deszuschüsse und Rentenausgaben dyna-
misch mit der Lohnentwicklung verändern. 
So entsteht für das Gesamtsystem ein Ska-
lierungseffekt, der einen Vergleich einzelner 
nominaler Einnahmen und Ausgaben ohne 
diesen Kontext wenig sinnvoll erscheinen 
lässt. Eine alternativ denkbare Darstellung 
„in heutigen Werten“ des aktuellen Renten-
wertes blendet den Effekt von Änderungen 
des Rentenniveaus aus. 

20 Gesetz zur Überführung der Ansprüche und Anwartschaften 
aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des Beitritts-
gebiets (Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz  – 
AAÜG), Art. 3 des Renten-Überleitungsgesetzes, BGBl I 46, 
25. Juli 1991, 1677.

21 So auch Ruland, Franz (2023): Die Rentenpolitik seit 2000: eine 
kritische Analyse. In: Deutsche Rentenversicherung 78, Nr. 3–4 
(2023): 242. Dort bezogen auf Äquivalenzbeitragszahler.
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Einnahmen und Ausgaben hängen in der Re-
gel auch von Beitragssatz beziehungsweise 
Rentenniveau ab. Für die Verwaltungs- und 
Verfahrenskosten sowie Leistungen zur Teil-
habe ist dies jedoch im Prinzip nicht der Fall. 
Unter sonst gleichen Bedingungen steigt 
deshalb beispielsweise rechnerisch deren 
Anteil an den Gesamtausgaben, wenn das 
Rentenniveau sinkt, obwohl die Effektivität 
der Verwaltung damit nichts zu tun hat. Im 
Sinne der Ausführungen zu Formel 4 werden 
daher ergänzend auch die Relationen zur 
rechnerischen Beitragsbemessungsgrund-
lage (BBGL) ausgewiesen. Die BBGL wird 
durch den Beitragssatz nicht beeinflusst.22 

3.2.1 Die Ausgangslage 2012

Seit Ende der Achtzigerjahre des 20. Jahr-
hunderts erfolgten mehrere Schritte, um 
die Rentenversicherung langfristig an un-
günstiger werdende demografische Bedin-
gungen anzupassen.23 Nach der „Dotcom-
Blase“ Anfang der 2000er-Jahre führte die 
Finanz- und Staatsschuldenkrise ab 200824 
in Deutschland wieder zu einem Rückgang 
der Wirtschaftsleistung. Im Jahr 2009 sank 
das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt um 
5,5 Prozent25. Die Pflichtbeiträge an die RV 
aus abhängiger Beschäftigung26 verminder-
ten sich in dem Jahr jedoch nicht, sondern 
stiegen – bei unverändertem Beitragssatz – 
sogar noch leicht um 0,25 Prozent. Für die 
relativ positive Entwicklung waren auch die 
Beiträge bei Kurzarbeit mitverantwortlich 
(siehe Abschnitt 5.3). 
Nach dem RV-Altersgrenzenanpassungs-
gesetz27 aus dem Jahr 2007 wird die Regel-
altersgrenze, beginnend mit dem Jahrgang 
1947, schrittweise von 65 Jahren auf das Al-
ter 67 angehoben. Die Anhebung startete im 
hier verwendeten Bezugsjahr 2012 mit einem 
Monat und erhöhte sich für spätere Jahrgän-
ge bis 1958 um je einen Monat, ab 1959 bis 
1964 um zwei Monate je Jahrgang. Für den 
Jahrgang 1957, der im Jahr 2022 65 Jahre 
alt wurde, lag die Anhebung bei elf Mona-
ten. Mit demselben Gesetz wurde zudem ab 

2011 der Nachholfaktor („Ausgleichsfaktor“) 
in der Rentenanpassung eingeführt. Damit 
werden negative Rentenanpassungen, die 
wegen der „Rentengarantie“ unterbleiben 
müssen, grundsätzlich mit späteren Renten-
erhöhungen verrechnet. Der ab 2005 ent-
standene Nachholbedarf wurde für aktuelle 
Rentenwerte West mit den Rentenanpassun-
gen 2011 bis 2014 abgebaut, für Ost bereits 
mit den Rentenanpassungen 2011 und 2012. 
Das Rentenniveau 2012 fiel durch den noch 
nicht abgebauten Nachholbedarf höher aus, 
und zwar im Jahresdurchschnitt um knapp 
0,9 Prozentpunkte. 
Die sogenannte Riester-Treppe im Beitrags-
satzfaktor28 der Rentenanpassungsformel er-
reichte 2012 4 Prozent und wurde damit letzt-
malig zur Rentenanpassung 2013 wirksam.

22 Näherungsweise Berechnung: Beitragseinnahmen geteilt durch 
den vollen Beitragssatz zur allgemeinen RV. Der Quotient wird 
durch Netto-Finanzströme im Verhältnis zu den anderen Sozial-
versicherungsträgern beeinflusst. Der ermäßigte Beitragssatz 
bei versicherungsfreien Minijobs in Privathaushalten wird man-
gels geeigneter Daten nicht berücksichtigt. 

23 Chroniken finden sich in: Deutsche Rentenversicherung Bund 
(o. J.): Chronik (bis 2015), https://statistik-rente.de/drv/extern/
zeitreihen/rv_in_zeitreihen/documents/Chronik_RVZeit_1891_
bis_2015.pdf; Portal Sozialpolitik: Chronik Rentenversicherung, 
http://www.portal-sozialpolitik.de/index.php?page=rentenver-
sicherung (zugegriffen am 05.11.2024). Siehe auch Schmähl, 
Winfried (2018): Alterssicherungspolitik in Deutschland: Vor-
geschichte und Entwicklung von 1945 bis 1998. Tübingen, 
Mohr Siebeck. Zur Vorgeschichte der 2001er-Reform Schmähl, 
Winfried (2012): Von der Ergänzung der gesetzlichen Renten-
versicherung zu deren partiellem Ersatz: Ziele, Entscheidungen 
sowie sozial- und verteilungspolitische Wirkungen – Zur Ent-
wicklung von der Mitte der 1990er Jahre bis 2009. In: Eichen-
hofer, Eberhard/Rische, Herbert und Ruland, Franz (Hrsg.): 
Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung – SGB VI 
2. Auflage, Köln, Wolters Kluwer, 1–193.

24 Schmähl, Winfried (2012): Finanzmarktkrise, Europa und die 
deutsche Alterssicherung – Einige Anmerkungen zu bisherigen 
Erfahrungen und künftigen Entwicklungen. In: Deutsche Ren-
tenversicherung 67, Nr. 4, 222–32.

25 Stand nach VGR-Revision 2024, siehe Statistisches Bundes-
amt, Genesis-Online (2024): VGR des Bundes – Bruttowert-
schöpfung, Bruttoinlandsprodukt (nominal/preisbereinigt): 
Deutschland, Jahre. https://www-genesis.destatis.de/genesis/
online (zugegriffen am 10.12.2024).

26 Beiträge der Kontenart 200, siehe Kontenrahmen für die Trä-
ger der Deutschen Rentenversicherung, Januar 2022, https://
www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMAS-Ib5-
20050610-KF14-A003.pdf.

27 Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demogra-
fische Entwicklung und zur Stärkung der Finanzierungsgrund-
lagen der gesetzlichen Rentenversicherung, BGBl I 16, 30. April 
2007, 554.

28 § 255e SGB VI in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, zur Errichtung einer Versor-
gungsausgleichskasse und anderer Gesetze, BGBl I 42, 15. Juli 
2009, 1939.

https://statistik-rente.de/drv/extern/zeitreihen/rv_in_zeitreihen/documents/Chronik_RVZeit_1891_bis_2015.pdf
https://statistik-rente.de/drv/extern/zeitreihen/rv_in_zeitreihen/documents/Chronik_RVZeit_1891_bis_2015.pdf
https://statistik-rente.de/drv/extern/zeitreihen/rv_in_zeitreihen/documents/Chronik_RVZeit_1891_bis_2015.pdf
http://www.portal-sozialpolitik.de/index.php?page=rentenversicherung
http://www.portal-sozialpolitik.de/index.php?page=rentenversicherung
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMAS-Ib5-20050610-KF14-A003.pdf
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMAS-Ib5-20050610-KF14-A003.pdf
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMAS-Ib5-20050610-KF14-A003.pdf
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Tabelle 1:  Zentrale Kennziffern im Vergleich

Rechnungs
ergebnis

Projektion  
aus 2012

Rechnungs
ergebnis

2012 2022 2022

zentrale Annahmen Indizes (2012 = 1)

Löhne pro Kopf West* 1,00 1,31 1,29

Löhne pro Kopf Ost* 1,00 1,44 1,39

Beitragszahler** 1,00 0,99 1,12

Äquivalenzrentner 1,00 1,07 1,10

Äquivalenzbeitragszahler 1,00 0,96 1,11

in %

Äquivalenzrentnerquotient 52,2 58,0 52,0

FinanzlageKennziffern in %

Beitragssatz 19,6 20,1 18,6

Brutto-Standardrentenniveau*** 45,4 43,2 45,1

(Netto-)Sicherungsniveau vor Steuern 49,4 47,1 48,1

in Monatsausgaben

Nachhaltigkeitsrücklage 1,70 0,26 1,71

in Milliarden EUR

Gesamteinnahmen = 100 % 254,3 338,5 357,4

Anteile an Gesamteinnahmen in %

Pflichtbeiträge ohne Minijobs 67,3 67,9 67,8

Beiträge aus Minijobs 1,2 0,9 0,9

BA-Beiträge 1,3 1,0 1,1

KV-Beiträge 0,9 0,8 1,1

PflV-Beiträge 0,4 0,3 0,9

Beiträge Kindererziehungszeiten 4,6 4,7 4,7

Freiwillig gezahlte Beiträge 0,2 0,1 0,5

Erstattungen von Versorgungsdienststellen 0,3 0,2 0,3

Bundeszuschüsse 23,6 23,8 22,7

Übrige (einschließlich Vermögenserträge) 0,3 0,1 0,0
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nachrichtlich: in Prozentpunkten

Beiträge aus Lohnersatzleistungen 2,5 2,2 3,1

Beiträge insgesamt 75,8 75,8 77,0

in Milliarden EUR

Gesamtausgaben = 100 % 249,2 338,2 353,9

Anteile an Gesamtausgaben in %

Renten 86,7 86,5 87,0

KVdR 6,1 6,1 6,7

VVK 1,4 1,5 1,3

Leistungen zur Teilhabe 2,2 2,2 1,9

Erstattungen an KnRV 3,4 3,6 3,1

Übrige 0,2 0,1 0,0

in Milliarden Euro

Beitragsbemessungsgrundlage**** 984,1 1276,8 1479,0

Verhältnis zu Beitragsbemessungs
grundlage in %

VVK 0,36 0,40 0,30

Leistungen zur Teilhabe 0,56 0,58 0,45

Anmerkungen: * durchschnittliche Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer/-in nach den VGR (Datenstand Rentenanpassungsverordnung 
2023); ** Arbeitnehmer/-innen nach den VGR ohne versicherungsfreie Beamte/Beamtinnen, Richter/Richterinnen und Soldaten/Soldatin-
nen; *** Brutto-Jahresrente/RV-Durchschnittsentgelt, Stand SV-Rechengrößenverordnung 2024; **** rechnerisch: Beiträge geteilt durch 
Beitragssatz.

Quelle: eigene Darstellung.

Fortsetzung Tabelle 1

Um die Obergrenze der Nachhaltigkeitsrück-
lage von 1,5 Monatsausgaben für 2012 nach 
damaligen Vorausberechnungen nicht zu 
überschreiten, wurde der Beitragssatz zum 
1. Januar 2012 von 19,9 Prozent auf 19,6 Pro-
zent gesenkt. Maßgeblich war die Vorausbe-
rechnung der Einnahmen und Ausgaben der 
allgemeinen RV im November 2011. Erwartet 
wurde damit eine Rücklage Ende 2012 von 
1,54 Monatsausgaben.29

Trotz des gerade reduzierten Beitragssatzes 
weist die Tabelle 1 für die allgemeine RV im 

29 Bericht der Bundesregierung über die gesetzliche Rentenver-
sicherung, insbesondere über die Entwicklung der Einnahmen 
und Ausgaben, der Nachhaltigkeitsrücklage sowie des jeweils 
erforderlichen Beitragssatzes in den künftigen 15 Kalenderjah-
ren gemäß § 154 Abs. 1 und 3 SGB VI (Rentenversicherungs-
bericht 2011), Berlin, November 2011, https://www.bmas.de/
SharedDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbe-
richt-2011.pdf, S. 29. Die leichte Überschreitung der Obergren-
ze ergibt sich durch die Aufrundung des Beitragssatzes auf ein 
Zehntel.

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2011.pdf
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2011.pdf
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2011.pdf
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Jahr 2012 Einnahmen in Höhe von 254,3 Mil-
liarden Euro und Ausgaben von 249,2 Milliar-
den Euro und damit einen Überschuss von 
5,1 Milliarden Euro aus. So stieg die Rück-
lage bis Ende 2012 auf 1,70 Monatsausga-
ben und damit deutlich über die Obergrenze 
des Zielkorridors von 1,5 Monatsausgaben. 
Die Beitragseinnahmen aus beitragspflich-
tiger Erwerbstätigkeit sind 2012 um rund 
1,9 Milliarden Euro oder 1,1 Prozent höher 
ausgefallen, als im Vorjahr erwartet wurde, 
während die Ausgaben für Renten und KVdR 
knapp 0,5 Milliarden Euro oder 0,2 Prozent 
unter der Schätzung blieben. Schließlich er-
gab sich eine um rund 2,7 Milliarden Euro 
oder 0,16 Monatsausgaben höhere Nachhal-
tigkeitsrücklage, als bei der Festlegung des 
Beitragssatzes im Vorjahr geschätzt wurde. 

3.2.2 Unterschiede im Jahr 2022

Im Jahr 2022 hat sich der Beitragssatz 
gegenüber der Situation im Jahr 2012 von 
19,6  Prozent um einen Prozentpunkt auf 
18,6 Prozent vermindert, während die Pro-
jektion 2012 noch von einem Anstieg auf 
20,1 Prozent ausging. Die Differenz von 1,5 
Beitragssatzpunkten entsprach 2022 einem 
Volumen von Beiträgen und Bundeszu-
schuss von insgesamt 25,7 Milliarden Euro 
oder rund einer Monatsausgabe. Dabei ist 
die Rücklage – gerechnet in Monatsaus-
gaben – sogar noch leicht von 1,70 auf 1,71 
gestiegen, statt wie erwartet auf die Unter-
grenze zu fallen. 
Für das Jahr 2013 wurde der Beitragssatz 
auf 18,9  Prozent reduziert,30 ab 2015 auf 
18,7 Prozent und ab 2018 erreichte er die 
Untergrenze von 18,6  Prozent, wo er bis 
mindestens 2025 blieb (siehe Abbildung 1). 
Bei der Projektion 2012 war noch davon aus-
gegangen worden, dass der Beitragssatz 
erstmals 2019 auf 19,3 angehoben werden 
müsse, um ein Unterschreiten der Mindest-
rücklage von 0,2 Monatsausgaben zu ver-
meiden. Im Untersuchungszeitraum lag die 
Nachhaltigkeitsrücklage durchgängig über 
1,5 Monatsausgaben mit einem Maximum 

von 1,91 Monatsausgaben im Jahr 2014. Von 
2020 bis 2022 stieg die Rücklage wieder von 
1,57 auf 1,71 Monatsausgaben, nicht zuletzt, 
weil der Beitragssatz nicht weiter reduziert 
werden konnte. 
Im Vergleich zu anderen Projektionen für 
den Beitragssatz aus der gleichen Zeit, die 
allerdings zum Teil auf anderen Rechtsstän-
den basieren, bewegte sich die gemeinsa-
me Projektion der DRV Bund und des BMAS 
(20,1  Prozent) im Mittelfeld. Der Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung legte im Jahr 
2011 im Rahmen eines Sondergutachtens 
eine Projektion der Beitragssätze zur Sozial-
versicherung vor, wonach der Beitragssatz 
zur RV bis zum Jahr 2022 voraussichtlich auf 
20,8 Prozent steige.31 Das Pensim-2-Modell 
von Holthausen, Rausch und Wilke (MEA) 
errechnete für 2022 im Referenzszenario 
zwischen 21,5 Prozent und 22,0 Prozent32, 
die Modellrechnung von Nagl und Vandrei 
(ifo Dresden) zwischen 20,5  Prozent und 
21,0 Prozent33. Das BMAS errechnete für den 
Rentenversicherungsbericht 2012 in einer 
Variante mit günstigeren Beschäftigungs-

30 Die sehr deutliche Absenkung (ursprünglich waren 19,0  Pro-
zent geplant) war keineswegs unumstritten, stattdessen wur-
den beispielsweise von Gewerkschaftsseite eine Anhebung 
des Leistungsniveaus und von Andreas Storm aus den Reihen 
der CDU der Aufbau einer Demografie-Reserve gefordert, sie-
he Schmähl, Winfried (2013): Was tun? Anmerkungen zur Dis-
kussion über Beitragssatz und Rücklagen der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Sommer 2012 und ihre grundsätzliche 
Bedeutung. In: Bäcker, Gerhard (Hrsg.): Soziale Gerontologie in 
gesellschaftlicher Verantwortung. Festschrift für Gerhard Nae-
gele, Wiesbaden: Springer VS, 85–89. Schmähl setzte sich für 
eine Rücknahme der Reduzierung des Leistungsniveaus aus 
der „Riester-Reform“ ein.

31 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung (2011): Herausforderungen des demografi-
schen Wandels. Expertise im Auftrag der Bundesregierung, 
Wiesbaden, Mai 2011, 179, www.sachverstaendigenrat-wirt-
schaft.de. Die Zahl ist der ebenfalls dort zugänglichen Kalkula-
tionstabelle entnommen.

32 Der Beitragssatz für 2022 ist nicht explizit ausgewiesen. Siehe 
Holthausen, Annette/Rausch, Johannes und Wilke, Christina B. 
(2012): MEA-Pensim 2.0: Weiterentwicklung eines Rentensi-
mulationsmodells, Konzeption und ausgewählte Anwendun-
gen. Max Planck Institute for Social Law and Social Policy 
Discussion Paper, Nr.  03–2012, 30, https://doi.org/10.2139/
ssrn.2573520.

33 Der Beitragssatz für 2022 ist nicht explizit ausgewiesen. Siehe 
Nagl, Wolfgang und Vandrei, Lars (2013): Der Beitragssatz zur 
Gesetzlichen Rentenversicherung im demographischen Wan-
del: die Babyboomer gehen in Rente. In: Ifo Dresden berichtet 
20, Nr. 4, 30–33.

http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de
http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de
https://doi.org/10.2139/ssrn.2573520
https://doi.org/10.2139/ssrn.2573520
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annahmen 19,8 Prozent. Werding erwartete 
2013 bereits einen bis 2024 konstanten Bei-
tragssatz, allerdings mit 19,6 Prozent immer 
noch einen Prozentpunkt über dem tatsäch-
lich eingetretenen Prozentsatz von 18,6 Pro-
zent.34 
Das Brutto-Standardrentenniveau ist von 
2012 bis 2022 von 45,4 Prozent um 0,3 Pro-
zentpunkte auf 45,1 Prozent gesunken. Die 
Projektion aus dem Jahr 2012 hatte aller-
dings einen deutlich kräftigeren Rückgang 
um 2,2 Prozentpunkte erwarten lassen. Das 
Sicherungsniveau vor Steuern (netto vor 
Steuern) ist ebenfalls langsamer gesunken 
als erwartet. Der Anteil der Bundeszuschüs-
se an den Gesamteinnahmen beziehungs-
weise das Verhältnis von Bundeszuschüs-
sen zur Beitragsbemessungsgrundlage ist 

gesunken, statt wie im Jahr 2012 erwartet 
zu steigen.
Der Beitragssatz fiel somit 2022 deutlich 
niedriger aus, obwohl das Rentenniveau 
höher war als erwartet, in der Zwischenzeit 
zahlreiche Leistungsausweitungen vorge-
nommen wurden und die RV inzwischen die 
Hälfte des GKV-Zusatzbeitrages übernimmt 
(siehe Abschnitt 4). Es handelte sich für die 
RV trotz zwischenzeitlich ausgebrochener 
Covid-19-Pandemie um ein Jahrzehnt mit 
bemerkenswert guter Finanzentwicklung. 

Abbildung 1:  Entwicklung von Beitragssatz und Rücklage nach Rechnungsergebnissen

Quelle: eigene Darstellung.

34 Werding, Martin (2013): Alterssicherung, Arbeitsmarktdynamik 
und neue Reformen: wie das Rentensystem stabilisiert werden 
kann. Gütersloh: Bertelsmann Stiftung 33 und 61, https://www.
gbv.de/dms/zbw/745174531.pdf.
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Einen Hinweis zur Erklärung liefert der Äqui-
valenzrentnerquotient. Während 2012 ein 
Anstieg um 5,8 Prozentpunkte bis 2022 er-
wartet wurde, hat er sich von 2012 nach 2022 
tatsächlich um 0,2  Prozentpunkte vermin-
dert. Dahinter steckt keineswegs ein langsa-
merer Anstieg der Zahl der Äquivalenzrent-
ner – diese ist sogar stärker gestiegen als 
2012 erwartet, worauf noch einzugehen sein 
wird –, sondern vielmehr ein unerwartet kräf-
tiger Anstieg der Äquivalenzbeitragszahler.35 
Einem erwarteten Rückgang um 4 Prozent 
steht ein tatsächlicher Anstieg um 11 Pro-
zent gegenüber. 
In den folgenden Abschnitten wird auf ein-
zelne Entwicklungen und die Hintergründe 
detaillierter eingegangen. 

4. Änderungen im Sozialrecht 
2012 bis 2022

Im Folgenden werden ausgewählte gesetz-
liche Veränderungen zwischen 2012 und 
2022 dargestellt, die direkt die Einnahmen 
und Ausgaben der RV beeinflusst haben. Die 
Maßnahmen waren 2012 nicht in den dama-
ligen Vorausberechnungen enthalten. Dazu 
gehören unter anderem (ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit):

 – RV-Leistungsverbesserungsgesetz36 (In-
krafttreten37 1. Juli 2014): 
 – Erleichterung der Voraussetzungen für 
die abschlagsfreie Altersrente für be-
sonders langjährig Versicherte (45 Jah-
re). Anfangs galt die frühestmögliche 
Altersgrenze 63. Die Altersgrenze wird 
ab Jahrgang 1953 (wirksam ab 2016) in 
zwei-Monats-Schritten angehoben; 

 – Verlängerung der Zurechnungszeiten bei 
Erwerbsminderungsrenten im Renten-
neuzugang von Alter 60 auf zunächst 62; 

 – „Mütterrente I“: Verlängerung der An-
rechnung von Kindererziehungszeiten für 
Geburten vor 1992 von 12 auf 24 Monate; 

 – Einführung einer Demografiekomponen-
te bei der Ausgabe-Obergrenze für Leis-
tungen zur Teilhabe.

 – Pflegestärkungsgesetz II38 (Inkrafttreten 
1. Januar 2017): Verbesserung der renten-
rechtlichen Absicherung von Personen in 
nicht erwerbmäßiger Pflegetätigkeit (ver-
bunden mit deutlich steigenden Beitrags-
zahlungen von der Pflegeversicherung).

 – Flexirentengesetz (Inkrafttreten 1. Januar/ 
1. Juli 2017): 
 – Erleichterungen beim Ausgleich von 
Rentenabschlägen durch Beitrags-
zahlungen. Diese Maßnahme führte zu 
deutlich steigenden Einnahmen bei frei-
willig gezahlten Beiträgen; 

 – Neuregelungen für den Hinzuverdienst 
bei Rentenbezug vor der Regelalters-
grenze (Teilrente);

 – Neuregelung für die Versicherungs-
pflicht und freiwillige Versicherung nach 
Beginn einer Altersrente.

 – EM-Leistungsverbesserungsgesetz39 (In-
krafttreten für Art. 1 Nr.  4 am 1. Januar 
2018): Bis 2024 weitere stufenweise Ver-
längerung der Zurechnungszeit für den 
Rentenneuzugang bei Erwerbsminde-
rungsrenten von Alter 62 auf 65.

 – Rentenüberleitungs-Abschlussgesetz40 
(Inkrafttreten Art. 1 Nr.  17 am 1. Januar 
2018): Angleichung der aktuellen Renten-
werte Ost an West spätestens bis 2024 

35 Die Berechnungsweise der Äquivalenzbeitragszahler wurde 
2022 geändert (siehe Abschnitt  2.2.4). Durch die Neufassung 
liegt der Index aktueller an der tatsächlichen Entwicklung. 
Das erklärt jedoch keineswegs den kräftigen Anstieg, ganz im 
Gegenteil: Das nach altem Recht errechnete vorläufige Durch-
schnittsentgelt 2022 (38 901 Euro) liegt um 8,0 Prozent niedriger 
als das für die Rentenanpassung geschätzte Durchschnittsent-
gelt nach neuem Recht (42 283,84 Euro, Stand zur Rentenan-
passung 2023). Die Zahl der Äquivalenzbeitragszahler wäre 
damit sogar noch um 8,7 Prozent höher ausgewiesen worden. 
Für 2012, nach altem Recht, haben sich um 1,7 Prozent mehr 
Äquivalenzbeitragszahler errechnet, als wenn das endgültige 
Durchschnittsentgelt bereits zur Verfügung gestanden hätte.

36 Gesetz über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung (RV-Leistungsverbesserungsgesetz), BGBl  I, 
Nr. 27, 26. Juni 2014, 787.

37 Einige Teile der in diesem Abschnitt angegebenen Gesetze tra-
ten zu abweichenden Daten in Kraft. 

38 Zweites Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und 
zur Änderung weiterer Vorschriften (Zweites Pflegestärkungs-
gesetz – PSG II), BGBl I, Nr. 54, 28. Dezember 2015, 2424.

39 Gesetz zur Verbesserung der Leistungen bei Renten wegen ver-
minderter Erwerbsfähigkeit und zur Änderung anderer Geset-
ze (EM-Leistungsverbesserungsgesetz), BGBl I, Nr. 48, 21. Juli 
2017, 2509.

40 Gesetz über den Abschluss der Rentenüberleitung (Renten-
überleitungs-Abschlussgesetz), BGBl  I, Nr.  49, 24.  Juli 2017, 
2575. 
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und Angleichung anderer Parameter spä-
testens bis 2025. Auf Basis der Lohnent-
wicklung erfolgte die Angleichung der ak-
tuellen Rentenwerte jedoch bereits 2023.

 – GKV-Versichertenentlastungsgesetz41 (In-
krafttreten 1. Januar 2019): Umstieg auf 
paritätische Finanzierung des kassenindi-
viduellen Zusatzbeitrages in der gesetzli-
chen Krankenversicherung, dies führte zu 
Mehrausgaben in der RV.

 – RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabi-
lisierungsgesetz42 (Inkrafttreten 1. Januar/  
1. Juli 2019):
 – nochmalige Verlängerung der Zurech-
nungszeiten bis zur Regelaltersgrenze 
für Erwerbsminderungsrenten im Ren-
tenzugang;

 – Einführung von Haltelinien für Beitrags-
satz (maximal 20 Prozent) und Renten-
niveau (mindestens 48 Prozent) bis 2025;

 – „Mütterrente II“: Ausweitung auf 2,5 Ent-
geltpunkte für Geburten vor 1992;

 – vorübergehende Suspendierung des 
„Nach  holfaktors“ bei der Rentenanpas-
sung;

 – Neudefinition des Sicherungsniveaus 
vor Steuern;

 – Ausweitung der damaligen Gleitzone 
(heute „Übergangsbereich“ nach §  20 
SGB IV);

 – Berechnung der Entgeltpunkte im Über-
gangsbereich mit dem tatsächlichen 
Entgelt statt mit dem abgesenkten Ent-
gelt aus der Beitragsberechnung.

 – Sozialschutz-Paket43 (Inkrafttreten: 28. März 
2020): deutliche Lockerung der Hinzuver-
dienstgrenzen bei Rentenbezug vor der 
Regelaltersgrenze. Später mehrmals ver-
längert bis Ende 2022, 2023 erfolgte eine 
Aufhebung der Hinzuverdienstgrenzen.

 – Grundrentengesetz44 (Inkrafttreten: 1. Ja  nuar 
2021, Aus- und Nachzahlungen im Ren-
tenbestand ab 2022): Einführung der 
Grundrentenzuschläge für Rentenbezie-
hende mit niedrigen Renten trotz langer 
Versicherungsdauer. 

 – Rentenanpassungs- und Erwerbsminde-
rungsrenten-Bestandsverbesserungsge-
setz45 (Inkrafttreten 1. Juli 2022):

 – Zuschläge für ältere Erwerbminderungs-
renten im Rentenbestand ab 1. Juli 2024;

 – Nachträgliche Reaktivierung des „Nach-
holfaktors“ bei der Rentenanpassung, 
diese Maßnahme reduzierte die Renten-
anpassung 2022 und damit die Renten-
ausgaben;

 – technische Änderungen an der Renten -
anpassungsformel (siehe Abschnitt 2.2.4).

Der Katalog enthält überwiegend – und für 
einen Zehnjahreszeitraum überraschend 
viele – Leistungsausweitungen. Für die Be-
günstigten wurden dadurch in der Regel die 
Rentenanwartschaften (in Entgeltpunkten) 
erhöht. Die kumulierten Finanzeffekte der 
Maßnahmen könnten nur mit unverhältnis-
mäßig hohem Aufwand – über Simulations-
rechnungen im Rentenbestand – beziffert 
werden.46 Im Abschnitt  5.5 wird darauf 
eingegangen, wie sich die Entgeltpunkte 
in Rentenbestand und -zugang zwischen 
2012 und 2022 verändert haben. Die dort 
beschriebenen Veränderungen gehen je-
doch nicht nur auf gesetzliche Änderungen, 
sondern auch auf veränderte erwerbsbio-
grafische Prozesse (Umfang der Erwerbs-
tätigkeit, Dauer der Erwerbsphase und an-
deres) zurück.

41 Gesetz zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetz-
lichen Krankenversicherung (GKV-Versichertenentlastungsge-
setz – GKV-VEG), BGBl I, Nr. 45, 14. Dezember 2018, 2387.

42 Gesetz über Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesserungs- 
und -Stabilisierungsgesetz).

43 Gesetz für den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung 
und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister 
aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket), 
BGBl I, Nr. 14, 27. März 2022, 575.

44 Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige Versiche-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurch-
schnittlichem Einkommen und für weitere Maßnahmen zur 
Erhöhung der Alterseinkommen (Grundrentengesetz), BGBl I, 
Nr. 38, 18. August 2020, 1879.

45 Gesetz zur Rentenanpassung 2022 und zur Verbesserung von 
Leistungen für den Erwerbsminderungsrentenbestand (Renten-
anpassungs- und Erwerbsminderungsrenten-Bestandsverbes-
serungsgesetz), BGBl I, Nr. 22, 30. Juni 2022, 975.

46 Die einzelnen Gesetze wurden in ihrer jeweiligen Gesetzesbe-
gründung zwar mit Kostenabschätzungen versehen, die sich 
allerdings auf das zum Zeitpunkt des Gesetzentwurfs jeweils 
geltende Recht, die damaligen Werte und andere Rahmen-
bedingungen beziehen, welche sich zwischenzeitlich zum Teil 
deutlich geändert haben. Zudem beeinflussen sich die Maßnah-
men gegenseitig, beispielsweise über Verhaltensänderungen im 
Rentenzugang, die sich nicht ermitteln lassen.
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5. Die Entwicklung ausgewählter 
 Einflussgrößen und Einnahmen/
Ausgabenkategorien

5.1 Altersstruktur der Bevölkerung

Das Verhältnis von Rente beziehenden zu 
Beitrag zahlenden Personen ist neben dem 
Durchschnittsrentenniveau eine der Haupt-
einflussgrößen für die Entwicklung der Fi-
nanzlage, insbesondere des Beitragssatzes 
(siehe Formel 4). Die demografischen Ver-
hältnisse in der Bevölkerung sind zwar nicht 
alleine ausschlaggebend, aber doch grund-
legend.
Die Vorausberechnungen der DRV Bund 
zur Entwicklung der Rentenausgaben stüt-
zen sich unter anderem auf demografische 
Modelle. Diese entsprachen den jeweils 
mittleren Varianten der Koordinierten Be-
völkerungsvorausberechnungen (KoBV) der 
statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder. Im Jahr 2012 handelte es sich um 
die Variante „1W2“ der 12. KoBV47 aus 2009, 
die von einem mittleren Abstieg der Lebens-
erwartung und einer Zunahme der Nettoein-
wanderung bis 2020 auf 200 000 Personen 
pro Jahr gekennzeichnet war. Ende 2022 
wurde die 15. KoBV vorgelegt,48 die 2023 in 
Vorausberechnungen verwendet wurde. Die 
Tabelle 2 vergleicht die Daten und die An-
nahmen der beiden Projektionsstände für 
2012 und 2022 miteinander. Die beiden Al-
tersquotienten (AQ) beziffern, wie viele ältere 
Personen ab Alter x in Deutschland rechne-
risch auf 100 jüngere Personen im Alter 20 
bis x–1 entfallen. Die Altersgrenze x wird bei 
Alter 60 beziehungsweise 65 gezogen.
Wie die Tabelle 2 zeigt, hat sich die Alterung 
der Gesellschaft bis zum Jahr 2022 lang-
samer vollzogen als im Jahr 2012 noch er-
wartet wurde. Im Prozess des demografi-
schen Wandels fällt der AQ 2022 nach den 
Vorausberechnungen zwar bereits deutlich 
höher aus als im Jahr 2012. Die Zunahme 
beläuft sich auf rund 7,8 beziehungsweise 
3,4 älteren Personen pro 100 Jüngeren be-
ziehungsweise prozentual auf 15,8 Prozent 
beziehungsweise 10,0  Prozent. Dies stellt 

für Alterssicherungssysteme ohne Zweifel 
eine Herausforderung dar. Jedoch lagen die 
Erwartungen nach der 12. KoBV 2009 noch 
deutlich höher, und zwar bei einem Plus von 
12,5 und 6,4 Personen beziehungsweise 
25,4 Prozent und 18,7 Prozent.49 
Zu beachten ist, dass diese Betrachtungs-
weise einem Personenkonzept folgt. In 
einer Person können jedoch eine Versicher-
ten- und eine Hinterbliebenenrente zusam-
mentreffen. Die rein bevölkerungsdemo-
grafischen Kennzahlen lassen sich schon 
deshalb nicht 1:1 auf das Verhältnis von 
Renten pro Beitragszahler innerhalb der 
Rentenversicherung übertragen. Darüber 
hinaus spielen die Erwerbsbeteiligung der 
Bevölkerung, der Verbreitungsgrad der RV 
unter den Erwerbstätigen und die Dauer der 
Erwerbsphase von Berufseintritt bis -austritt 
eine Rolle. Letztere wird durch die gesetz-
lichen Renten-Altersgrenzen zumindest stark 
beeinflusst. Modellrechnungen von Pattloch 
auf der Basis von Querschnitts-Sterbetafeln 
geben sogar Hinweise darauf, dass die Al-
tersgrenzen für Altersrenten im betrachteten 
Zeitraum schneller gestiegen sein könnten 
als das durchschnittliche Sterbealter der 
Rente Beziehenden.51

In Tabelle 2 werden daher nochmals die 
standardisierten Äquivalenzrentnerquotien-
ten (ÄRQ) aus Tabelle 1 wiedergegeben. 
Während die rein bevölkerungsdemografi-

47 Statistisches Bundesamt (2009) (Hrsg.): Bevölkerung Deutsch-
lands bis 2060 – 12. Koordinierte Bevölkerungsvorausberech-
nung. Wiesbaden, www.destatis.de.

48 Statistisches Bundesamt (2022) (Hrsg.): Bevölkerung im Wan-
del: Ergebnisse der 15. Koordinierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung, Pressekonferenz und Begleitmaterial, 2. Dezember 
2022, www.destatis.de/DE/Presse/Pressekonferenzen/2022/
bevoelkerungsvorausberechnung/bevoelkerung-uebersicht.
html (zugegriffen am 31.03.2023).

49 Für einen Vergleich der Bevölkerungszahlen nach der 12. bis 
15. KoBV siehe auch IAQ – Institut für Arbeit und Qualifikation 
(2023): Die Vorausberechnungen im Vergleich – deutlich höhe-
re Bevölkerungszahlen als noch vor zehn Jahren angenommen. 
April 2023, www.sozialpolitik-aktuell.de/files/sozialpolitik-aktu-
ell/_Politikfelder/Bevoelkerung/Datensammlung/PDF-Dateien/
abbVII60_Thema_Monat_04_2023.pdf.

50 Statistisches Bundesamt, Genesis-Online (2024): Tabelle 
12711-0005 (zugegriffen am 01.11.2024).

51 Pattloch, Dagmar (2024): Was bringt die Anhebung des gesetz-
lichen Rentenalters? Beginn und Dauer von Rente in Deutsch-
land: Analysen mit der Sullivan-Methode. In: easy_social_scien-
ces, Nr. Mixed 3, 1–12, https://doi.org/10.15464/easy.2024.01. 

http://www.destatis.de
http://www.destatis.de/DE/Presse/Pressekonferenzen/2022/bevoelkerungsvorausberechnung/bevoelkerung-uebersicht.html
http://www.destatis.de/DE/Presse/Pressekonferenzen/2022/bevoelkerungsvorausberechnung/bevoelkerung-uebersicht.html
http://www.destatis.de/DE/Presse/Pressekonferenzen/2022/bevoelkerungsvorausberechnung/bevoelkerung-uebersicht.html
http://www.sozialpolitik-aktuell.de/files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Bevoelkerung/Datensammlung/PDF-Dateien/abbVII60_Thema_Monat_04_2023.pdf
http://www.sozialpolitik-aktuell.de/files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Bevoelkerung/Datensammlung/PDF-Dateien/abbVII60_Thema_Monat_04_2023.pdf
http://www.sozialpolitik-aktuell.de/files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Bevoelkerung/Datensammlung/PDF-Dateien/abbVII60_Thema_Monat_04_2023.pdf
https://doi.org/10.15464/easy.2024.01
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schen AQ gestiegen sind, fällt der ÄRQ 2022 
etwas niedriger aus.52 Einige Gründe dafür 
werden im Folgenden angesprochen. 

5.2 Beitragszahler und Arbeitsmarkt

Tabelle 1 weist von 2012 bis 2022 (Rech-
nungsergebnisse) einen starken Anstieg 
der Äquivalenzbeitragszahler aus. Über die 
Nachhaltigkeits- und Beitragssatzfaktoren 
in der Rentenanpassungsformel kam diese 
Veränderung den Rentnerinnen und Rent-
nern zugute. 
Die folgende Abbildung 2 vergleicht die 2012 
erwartete mit der zum Stand Anfang 2023 
eingetroffenen Anzahl der Beitragszahler 
(Definition siehe Abschnitt 2.2.4) als Indizes 
mit der Basis 2012 = 100. Den Vorausberech-
nungen zu den Beitragseinnahmen liegt die 
mittlere Variante der Projektionen des BMAS 
zur Entwicklung der Zahl der Beitragszahler 
zugrunde, wie sie auch jeweils im Rentenver-
sicherungsbericht53 dokumentiert sind. 

Die tatsächlichen Indizes liegen durchge-
hend und am Ende auch deutlich über der 
Projektion. In der Abbildung, Datenstand 
Anfang 2023 (oben), fällt zwar die Delle in 
der Zahl der Beitragszahler durch die Co-
vid-19-Pandemie 2020 auf, die den Anstieg 
vorübergehend unterbrochen hatte. Der 
Rückgang wurde 2022 aber bereits mehr 
als ausgeglichen. Während in der Projektion 
2012 (unten) das Maximum der Beschäfti-
gung im Jahr 2017 erwartet wurde, gefolgt 
von einem demografisch bedingten Rück-

52 Ohne neue Berechnungsweise der Äquivalenzbeitragszahler 
wäre deren Zahl 2022 noch höher und der ÄRQ noch niedriger 
ausgefallen.

53 Für 2022 Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Bericht 
der Bundesregierung über die gesetzliche Rentenversicherung, 
insbesondere über die Entwicklung der Einnahmen und Aus-
gaben, der Nachhaltigkeitsrücklage sowie des jeweils erforder-
lichen Beitragssatzes in den künftigen 15 Kalenderjahren 
gemäß § 154 Abs. 1 und 3 des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch – Gesetzliche Rentenversicherung – (SGB VI) (Rentenver-
sicherungsbericht 2022), 48 ff. Für 2012 entsprechend. 2012 
unterschieden sich die Annahmen des BMAS im Hinblick auf 
die Entwicklung der Verwaltungs- und Verfahrenskosten von 
denen der DRV Bund.

Tabelle 2:  Demografische Kennziffern 2012 und 2022

2012 2022 Veränderung zu 
2012

2022 Veränderung zu 
2012

12.  
KoBV

12.  
KoBV

absolut relativ  
(%)

15. 
KoBV

absolut relativ  
(%)

Geburtenrate 1,40 1,40 1,48 *

AQ 60+/20–59 49,3 61,8 12,5 25,4 57,1 7,8 15,8

AQ 65+/20–64 34,1 40,5 6,4 18,7 37,5 3,4 10,0

nachrichtlich: 
ÄRQ 52,2 58,0 5,8 11,1 52,0 −0,2 −0,4

Nettomigration 
2013–2022  
(Summe  
in Millionen)

1,7 5,8 **

Anmerkungen: * langfristig 1,55; ** laut Bevölkerungsstatistik50. Davon 1,14 Millionen 2015 und 1,46 Millionen für 2022.

Quelle: eigene Darstellung.
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gang, ergab sich der bisherige Höchststand 
tatsächlich erst am Ende des Betrachtungs-
zeitraumes. Der Anstieg setzte sich auch 
2023 fort. Der Zuwachs von 2012 bis 2022 
beträgt 11,7  Prozent, wohlgemerkt statt 
eines erwarteten Rückganges um 1,4 Pro-
zent. Die Differenz beläuft sich auf knapp 
5,2 Millionen Beitragszahler. Das Wachs-
tum der Beitragszahler lag knapp unter dem 
Wachstum des realen BIP (+12,7 Prozent).54 

Abbildung 2:  Geschätzte (Stand: 2012) und eingetretene (Stand: 2023) Entwicklung 
der Anzahl der Beitragszahler
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Quelle: eigene Darstellung.

Die Zahl der gesamten Arbeitnehmer/-innen 
nach den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen55 (nicht in der Abbildung enthalten) 
stieg ähnlich um 11,3 Prozent. Die Zunahme 
der Äquivalenzbeitragszahler im Zehnjah-
resvergleich (10,7  Prozent) korrespondiert 
mit dieser Entwicklung. Die Zahl der Äqui-

valenzbeitragszahler war also relativ eng an 
die Beschäftigung geknüpft. 
Bei Verwendung des Arbeitsvolumens, also 
der insgesamt geleisteten Arbeitsstunden 
statt der Beschäftigtenzahl, stellt sich die Si-
tuation etwas anders dar. Das Arbeitsvolu-
men wuchs nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes aus den VGR von 2012 bis 
2022 mit 8,1 Prozent deutlich langsamer als 

54 Berechnet nach: Statistisches Bundesamt, Genesis-Online 
(2024): VGR des Bundes – Bruttowertschöpfung, Bruttoinlands-
produkt (nominal/preisbereinigt): Deutschland, Jahre. Stand 
10.12.2024. 

55 Statistisches Bundesamt, Genesis-Online (2024): VGR des 
Bundes – Erwerbstätigkeit, Löhne und Gehälter, Arbeitsstun-
den: Deutschland, Jahre, Wirtschaftsbereiche. https://www-ge-
nesis.destatis.de/genesis/online (zugegriffen am 02.11.2024).

https://www-genesis.destatis.de/genesis/online
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online


Rentenversicherung 59

die Zahl der Arbeitnehmer (+11,3  Prozent).56 
Die durchschnittliche Arbeitszeit pro Arbeit-
nehmer/-in ist folglich gesunken. Die VGR-
Daten weisen einen Rückgang um rund 
2,8 Prozent aus. Der Zuwachs der Beschäf-
tigung ist also mit einer anderen Verteilung 
des Arbeitsvolumens, und zwar auf mehr 
Beschäftigte, verbunden. Die Herbstprojek-
tion 2012 der Bundesregierung57 ging für 
die Jahre 2012 bis 2019 (also vor der Co-
vid-19-Pandemie, Ende des dokumentierten 
Zeitraumes ist 2020) von einem Anstieg der 
durchschnittlichen Arbeitszeit bei Erwerbs-
tätigen (nicht: Arbeitnehmer58) um 1,3 Pro-
zent aus, während sich in dem Zeitraum laut 
VGR-Daten bei Erwerbstätigen tatsächlich 
ein Rückgang um 2,4 Prozent ergab. 
Daraus leiten sich – wenn auch kleinere – 
Nebeneffekte für die Rentenanpassung ab: 
Eine Verteilung der Arbeitsstunden auf eine 
größere Zahl von Beschäftigten ist (unter 
sonst gleichen Bedingungen) mit niedrigerer 
Arbeitszeit pro Kopf und damit niedrigeren 
jährlichen Durchschnittslöhnen verbunden, 
gleichzeitig steigt die Beschäftigung. Die bei-
den Faktoren wirken sich gegenläufig auf die 
Rentenanpassung aus, und zwar über mehre-
re Kanäle, aber mit unterschiedlicher Stärke: 

 – Arbeitszeitbedingt langsamer steigende 
versicherte Durchschnittslöhne pro Kopf 
übertragen sich im Prinzip eins zu eins auf 
den Lohnfaktor der Anpassungsformel, die 
Rentenanpassungen fallen entsprechend 
niedriger aus. 

 – Steigende Beschäftigung wirkt über die 
Äquivalenzbeitragszahler auf den Nach-
haltigkeitsfaktor und lässt die Rentenan-
passung höher ausfallen, dort aber nur mit 
der Gewichtung von einem Viertel (Faktor 
Alpha der Rentenanpassungsformel). 

Unter dem Strich dürfte im betrachteten Zeit-
raum bei der Rentenanpassung der dämp-
fende Effekt durch die langsamer steigenden 
Löhne überwogen haben. Dadurch verbes-
serte sich tendenziell die Finanzlage der RV.59 
Das Beschäftigungswachstum speist sich 
nicht zuletzt aus der Erhöhung des Arbeits-

angebotes als Folge einer verstärkten Netto-
einwanderung (siehe auch Tabelle 2). Wäh-
rend im Jahr 2012 über den Zeitraum der 
Jahre 2013 bis einschließlich 2022 eine Net-
tozuwanderung (Einwanderung minus Aus-
wanderung) von insgesamt 1,7 Millionen Per-
sonen erwartet wurde, lag die Zahl gemäß 
der Daten des Statistischen Bundesamtes 
tatsächlich bei 5,8 Millionen Personen, also 
über 4 Millionen Personen höher als erwar-
tet. Den Zeitreihen der DRV Bund zufolge ist 
die Zahl der ausländischen Pflichtversicher-
ten von 2012 bis 2022 um 4,2 Millionen Per-
sonen gestiegen.60 Die Flüchtlingsmigration 
2015 und 2022 hat dazu erheblich beigetra-
gen. Die Anzahl der Schutzsuchenden stieg 
von Ende 2012 bis Ende 2022 um 2,5 Mil-
lionen Personen.61 Nach Brücker et al. lag 
die Erwerbstätigenquote der 2015 zugezo-
genen Kohorte im Jahr 2022 bei 64 Prozent. 
„90 Prozent aller beschäftigten Geflüchteten 
gingen 2022 einer sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung nach, bei der 2015 zu-
gezogenen Kohorte waren es ebenfalls etwa 
90 Prozent.“62 

56 Eigene Berechnung nach Statistisches Bundesamt, Genesis-
Online, Tabelle 81000-0015.

57 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie und Bun-
desministerium der Finanzen (2012) (Hrsg.): Gesamtwirt-
schaftliches Produktionspotenzial und Konjunkturkomponen-
ten – Datengrundlagen und Ergebnisse der Schätzungen der 
Bundesregierung. Berlin, www.bmwk.de/Redaktion/DE/Down-
loads/G/gesamtwirtschaftliches-produktionspotenzial-herbst-
projektion-2012.pdf.

58 Die Annahmen für Beschäftigte aus dem Jahr 2012 sind nicht 
öffentlich dokumentiert.

59 Der Effekt ist schwer zu beziffern, da die Löhne nicht komplett 
der Arbeitszeit folgen. Er dürfte sich in der Größenordnung von 
unter drei Prozentpunkte der Lohnsteigerungsrate bewegen. 
Rückwirkungen über den Beitragssatzfaktor spielen ebenfalls 
eine Rolle, sofern der Beitragssatz angesichts des Rücklagen-
korridors überhaupt verändert wird (siehe Abschnitt 2.1). Aber 
auch im Zusammenwirken von Beitragssatzfaktor und Nach-
haltigkeitsfaktor werden demografische Veränderungen nur 
zu etwa der Hälfte über die Rentenanpassung weitergegeben. 
Zur gemeinsamen Wirkung der Faktoren siehe Hain, Winfried/
Weprek, Andrea und Viebrok, Holger (2011): Bewährte Renten-
formel in neuem Gewand – ein Vorschlag für eine vereinfachte 
Anpassungsformel. In: Deutsche Rentenversicherung 66, Nr. 3, 
234–49.

60 Rentenversicherung in Zeitreihen, 31.
61 Eigene Berechnung auf Basis von: Statistisches Bundesamt, 

Genesis-Online, Tabelle 12531-0001. 
62 Brückner, Herbert u. a. (2024): Arbeitsmarktintegration von Ge-

flüchteten: Verbesserte institutionelle Rahmenbedingungen 
fördern die Erwerbstätigkeit. IAB-Kurzbericht 2024, Nr.  10, 2, 
https://doi.org/10.48720/iab.kb.2410. Zugrunde liegt die IAB-
BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten (ebenda). 

http://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gesamtwirtschaftliches-produktionspotenzial-herbstprojektion-2012.pdf
http://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gesamtwirtschaftliches-produktionspotenzial-herbstprojektion-2012.pdf
http://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gesamtwirtschaftliches-produktionspotenzial-herbstprojektion-2012.pdf
https://doi.org/10.48720/iab.kb.2410
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5.3 Beiträge vom Bund und von ande
ren Sozialversicherungsträgern 

Der Anteil der – vom Bund aus Steuermitteln 
gezahlten – Beiträge für Kindererziehungs-
zeiten an den Gesamteinnahmen der allge-
meinen RV hat sich nur wenig verändert. 
Größere Veränderungen sind jedoch bei den 
Beiträgen zu erkennen, die die RV von an-
deren Sozialversicherungsträgern für deren 
Leistungsbeziehende erhält, und zwar von 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) bei Bezug 
von Arbeitslosengeld63, von der gesetzlichen 
Krankenversicherung64 (KV) bei Kranken-
geldbezug und von der gesetzlichen Pfle-
geversicherung (PV) für nicht erwerbsmäßi-
ge Pflegepersonen. Tabelle 1 zufolge haben 
sich zwischen den Jahren 2012 und 2022 die 
Anteile der Beiträge von KV und PV an den 
Gesamteinnahmen deutlich erhöht. 
Den größten relativen Zuwachs verzeich-
neten die PV-Beiträge. Der Anstieg begann 
erst nach Inkrafttreten des Pflegestärkungs-
gesetzes II Anfang 2017. Mit der Reform 
wurde auch die Absicherung von ehrenamt-
lich Pflegenden in der RV verbessert, was 
mit höheren Beitragszahlungen verbunden 
war. In der Gesetzesbegründung wurde 
noch ein Anstieg um 0,4 Milliarden Euro er-
wartet.65 Tatsächlich stiegen die Beiträge von 
1,0 Milliarden Euro 2016 auf 3,4 Milliarden 
Euro 2022. Ihr Anteil an den Einnahmen hat 
sich dadurch von 0,4 Prozent auf 0,9 Prozent 
mehr als verdoppelt, während 2012 noch 
von einem Rückgang auf 0,3 Prozent aus-
gegangen wurde. Die Anzahl der pflichtver-
sicherten Pflegepersonen erhöhte sich von 
rund 0,288 Millionen 2012 auf 1,025 Millio-
nen 2022, also auf mehr als das Dreieinhalb-
fache.66 
Einen unerwartet starken Anstieg verzeich-
neten auch die KV-Beiträge, die im Zehnjah-
reszeitraum um 80 Prozent gestiegen sind. 
Der Gesundheitsberichterstattung des Bun-
des zufolge ist die Zahl der Krankengeld tage 
in der KV insgesamt von 2012 bis 2022 um 
50,6  Prozent gestiegen, die der Kranken-
geldtage pro Mitglied um 30,5  Prozent.67 
Ein besonders starker Anstieg ist bei beiden 

Kategorien im Jahr 2020 zu erkennen, also 
im von der Covid-19-Pandemie am stärks-
ten betroffenen Jahr. Auch 2021 und 2022 
haben die Falltage weiter zugenommen. Der 
Anteil der Beiträge von der Krankenversiche-
rung an den Einnahmen vergrößerte sich von 
0,9 Prozent auf 1,1 Prozent. 
Der Anteil der Beiträge von der BA an den 
Gesamteinnahmen war dagegen wegen der 
günstigen Arbeitsmarktentwicklung rück-
läufig. Die Zahl der Arbeitslosengeldemp-
fängerinnen und -empfänger ging von 2012 
nach 2022 um 12,3 Prozent auf den (nach 
2018) zweitniedrigsten Stand seit 2005 zu-
rück, nach einem vorübergehenden Anstieg 
wegen der Covid-19-Pandemie 2020.68 
Insgesamt stieg trotzdem der Anteil der Bei-
träge aus Lohnersatzleistungen (ohne Beiträ-
ge für Kindererziehungszeiten) von 2,5 Pro-
zent im Jahr 2012 auf 3,1 Prozent im Jahr 
2022. Erwartet worden war ein Rückgang auf 
2,2 Prozent. Ausschlaggebend dafür sind die 
stark gewachsenen Fallzahlen in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung. 
Zu den Lohnersatzleistungen gehört im Prin-
zip auch das Kurzarbeitergeld. Vor Beginn 
und vor Ende des betrachteten Zehnjahres-
zeitraums übten die Kurzarbeit und die da-
mit verbundenen Finanzströme einen großen 
Einfluss auf die Entwicklung der Finanzlage 
der RV aus. Im April 2020 kletterte die Zahl 
der konjunkturell bedingt Kurzarbeitenden 
wegen der Covid-19-Pandemie auf rund 
6 Millionen mit einem durchschnittlichen 

63 Bei Bezug von Arbeitslosengeld II werden seit 2011 allerdings 
keine Beiträge mehr von der BA gezahlt.

64 Privat Krankenversicherte können einen Antrag auf Versiche-
rungspflicht in der Rentenversicherung stellen (§ 4 SGB VI).

65 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Stärkung der pflegeri-
schen Versorgung und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Zweites Pflegestärkungsgesetz – PSG II), BT-Drs. Nr. 18/5926, 
7. September 2015, 6, https://dserver.bundestag.de/btd/18/ 
059/1805926.pdf.

66 Rentenversicherung in Zeitreihen, 28.
67 Gesundheitsberichterstattung des Bundes (2024): Kranken-

geld für Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung ohne 
Rentner. www.gbe-bund.de (zugegriffen am 06.11.2024).

68 Bundesagentur für Arbeit, Statistik (2024): Arbeitslosengeld 
nach SGB III, Bestand an Anspruchsberechtigten und Leis-
tungsbeziehenden. statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/
Detail/Aktuell/iiia7/arbeitslosengeld-zr-alg/zr-alg-d-0-xlsx.xlsx 
(zugegriffen am 06.11.2024). 2023 ist die Zahl wieder gestiegen.

https://dserver.bundestag.de/btd/18/059/1805926.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/18/059/1805926.pdf
http://www.gbe-bund.de
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/Detail/Aktuell/iiia7/arbeitslosengeld-zr-alg/zr-alg-d-0-xlsx.xlsx
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/Detail/Aktuell/iiia7/arbeitslosengeld-zr-alg/zr-alg-d-0-xlsx.xlsx
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Arbeitsausfall von 50,9 Prozent.69 Bei Kurz-
arbeit werden von den Arbeitgebern (neben 
den normalen Beiträgen) auch RV-Beiträge 
auf Basis von 80 Prozent des weggefalle-
nen Arbeitsentgeltes an die Rentenversiche-
rung gezahlt. Diese wurden als normale RV-
Pflichtbeiträge von Beschäftigten gemeldet 
und lassen sich daher in der DRV-Finanzsta-
tistik nicht identifizieren. 
Nach der Kurzarbeitergeldgeldverordnung 
vom März 202070 und späteren Änderungen 
wurden diese Beiträge den Arbeitgebern von 
der BA bis Ende 2021 voll und 2022 zur Hälf-
te erstattet. Bei der Erstattung wird eine SV-
Pauschale von 37,6 Prozent beziehungswei-
se (2022) 18,8 Prozent des Arbeitsentgeltes 
zugrunde gelegt.71 In den Jahren 2020 und 
2021 zahlte die BA entsprechende Beitrags-
erstattungen an die Arbeitgeber in Höhe von 
zusammen 17,6 Milliarden Euro, 2022 noch 
einmal knapp eine Milliarde Euro.72 Es ist 
nicht bekannt, für welche Beitragsjahre die 
Zahlungen erfolgten. Wenn sich alle 2022 
gezahlten Erstattungen auf den hälftigen 
Erstattungssatz beziehen würden, ergäben 
sich Beiträge an die Rentenversicherung 
von rund 9,6 Milliarden Euro aus dem weg-
gefallenen Arbeitsentgelt. Diese (Maximal-)
Summe entsprach Ende 2022 knapp 0,4 
Monatsausgaben der allgemeinen RV. De-
ren Ausbleiben hätte angesichts der hohen 
Nachhaltigkeitsrücklage bis 2024 nicht zu 
einem höheren Beitragssatz geführt, wohl 
aber zu einem zukünftig höheren oder frühe-
ren Anstieg des Beitragssatzes. 

5.4 Freiwillig gezahlte Beiträge

Zu den freiwillig gezahlten Beiträgen gehören 
in erster Linie die freiwilligen Beiträge im en-
geren Sinne und die Beiträge zum Ausgleich 
von Rentenminderungen. Das Aufkommen 
hat von 2012 nach 2022 deutlich zugenom-
men. Das liegt insbesondere am kräftigen 
Wachstum der Beiträge zum Ausgleich von 
Rentenabschlägen, nachdem die Zahlung 
solcher Beiträge mit Inkrafttreten des Flexi-
rentengesetzes 2017 deutlich erleichtert wur-

de. Zum Wachstum beigetragen haben dürfte 
auch der von 2012 bis 2018 um einen Pro-
zentpunkt gesunkene Beitragssatz, der den 
finanziellen Aufwand für einen so erworbenen 
Entgeltpunkt niedrig hält. Hinzu kam im Jahr 
2022, dass das vorläufige Durchschnittsent-
gelt – und damit der Referenzwert für einen 
aktuell erworbenen Entgeltpunkt – im Ver-
gleich zum endgültigen Durchschnittsent-
gelt wegen der Fortschreibungsmodalitäten 
relativ niedrig ausfiel. Ein Entgeltpunkt wur-
de dadurch „preiswerter“. Die Beiträge zum 
Ausgleich von Rentenminderungen machten 
2022 mit 1,1 Milliarden Euro mehr als die Hälf-
te (rund 57 Prozent) der freiwillig gezahlten 
Beiträge insgesamt aus (1,9 Milliarden Euro). 
Die Beiträge zum Ausgleich von Rentenmin-
derungen haben sich im Vergleich zu 2016, 
also vor dem Flexirentengesetz, auf rund das 
12,6-fache erhöht. 
Der Anteil der freiwillig gezahlten Beiträge 
an den Einnahmen insgesamt wuchs damit 
auf mehr als das Doppelte, während 2012 
von einem Rückgang ausgegangen wurde 
– auch wegen des seinerzeit deutlich höher 
eingeschätzten Beitragssatzes für 2022, der 
die Zahlung von freiwilligen Beiträgen merk-
lich verteuert hätte.

5.5 Entwicklung der Rentenausgaben

5.5.1 Vorbemerkungen

Auf der Ausgabenseite der RV-Träger domi-
nierten 2022 (und 2023) mit rund 87 Prozent 
die Rentenausgaben.73 Diese sind nicht nur 

69 Bundesagentur für Arbeit, Statistik (2024): Angezeigte und rea-
lisierte Kurzarbeit – Deutschland, West/Ost, Länder, Kreise und 
Agenturen für Arbeit (Zeitreihe Monats- und Jahreszahlen). No-
vember 2024, https://statistik.arbeitsagentur.de.

70 Verordnung über Erleichterungen der Kurzarbeit. BGBl I, 
25. März 2020, 595.

71 Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Hessen: Kurzarbei-
tergeld (KUG) – (Corona-Virus: Informationen für Unternehmen). 
https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug-corona-virus-infos-
fuer-unternehmen_ba146368.pdf.

72 Bundesagentur für Arbeit: Finanzentwicklung im Beitragshaus-
halt SGB III – Deutschland, Regionaldirektionen, Bundesländer, 
verschiedene Jahre, 2021–23, jeweils Vorjahreswerte, https://
statistik.arbeitsagentur.de.

73 Rechnungsergebnisse der allgemeinen RV 2023, ohne erstatte-
te Beträge.

https://statistik.arbeitsagentur.de
https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug-corona-virus-infos-fuer-unternehmen_ba146368.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/kug-corona-virus-infos-fuer-unternehmen_ba146368.pdf
https://statistik.arbeitsagentur.de
https://statistik.arbeitsagentur.de
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die stärkste, sondern auch die komplexeste 
Determinante der Ausgabenentwicklung. Die 
folgenden Ausführungen müssen sich daher 
auf allgemeine Trends bei den Rentenausga-
ben beschränken. 
Individuelle Rentenhöhen unterscheiden 
sich hauptsächlich durch die Rentenart, die 
persönlichen Entgeltpunkte, die der Rente 
zugrunde liegen und die Anwendung von 
Anrechnungsvorschriften. Im Vergleich zur 
Altersrente oder vollen Erwerbsminderungs-
rente (= 1) liegen, die Rentenartfaktoren bei 
großen Witwen- und Witwerrenten bei 0,6 
beziehungsweise 0,55 und bei Renten wegen 
teilweiser Erwerbsminderung bei 0,5, um nur 
die wichtigsten zu nennen.74 Das Niveau die-
ser Renten unterscheidet sich entsprechend. 
Die persönlichen Entgeltpunkte bestimmen 
sich aus der persönlichen Entgeltposition im 
Vergleich zu anderen Versicherten, Dauer der 
Versicherung und den Rentenab- oder -zu-
schlägen; dabei wirken sich Lücken in der 
Versicherungsbiografie, Phasen von Arbeits-
losigkeit oder vorgezogener Rentenbeginn 
rentenmindernd aus. Bestimmte Reformen 
wie bei den „Mütterrenten“ oder Zurech-
nungszeiten bei Erwerbsminderungsrenten 
führen zu mehr (oder weniger) Entgeltpunk-
ten, und zwar je nach konkreter Ausgestal-
tung nur im Rentenzugang oder auch im 
Rentenbestand.
Globale Einflussgrößen, die auf alle Be-
stands- und Zugangsrenten wirken, sind die 
aktuellen Rentenwerte beziehungsweise die 
daran anknüpfenden Rentenanpassungen, 
die sich aus der Rentenanpassungsformel75 
ergeben.
Im Folgenden werden unterschiedliche 
Datenquellen verwendet. Der summarischen 
Betrachtung im Anschluss liegen Rech-
nungsergebnisse zugrunde. Diese Daten 
sind vollständig, jedoch relativ wenig diffe-
renziert. Bei den Rentenausgaben lässt sich 
beispielsweise nicht unterscheiden, ob Leis-
tungen an Frauen oder Männer gezahlt wur-
den. Die Finanzstatistik ist zudem den Rech-
nungslegungsvorschriften unterworfen und 
es handelt sich hier um zeitraumbezogene 
Daten jeweils für ein Jahr. 

Statistikdaten für den Rentenbestand und für 
Zahlbeträge beziehen sich dagegen auf Zeit-
punkte am jeweiligen Jahresende. Sie sind 
deutlich detaillierter, können sich jedoch auf 
andere Grundgesamtheiten beziehen, etwa 
nur statistisch auswertbare Fälle. Sie können 
Ausgaben enthalten, die vom Bund erstattet 
wurden. Um die Reihen aus verschiedenen 
Datenquellen vergleichbar zu machen, wer-
den im Folgenden größtenteils Indizes statt 
nominaler Beträge verwendet. Indizes zeigen 
nur die Veränderung im Vergleich zu einem 
Basisjahr (hier 2012) an.

5.5.2 Rentenausgaben nach den 
 Rechnungsergebnissen

Nach den Rechnungsergebnissen stiegen 
die Rentenausgaben insgesamt zwischen 
2012 und 2022 um 42,5 Prozent. Ein wich-
tiger Faktor für die Ausgabenentwicklung ist 
die Zusammensetzung des Rentenbestan-
des nach Rentenarten. Tabelle 3 gibt Auf-
schluss über Veränderungen der Struktur. 
Der Anteil der Altersrenten ist demnach in 
dem Zeitraum um 1,4  Prozentpunkte ge-
stiegen. Da es sich hierbei um die Gruppe 
mit den durchschnittlich höchsten Renten 
handelt, hat der Anstieg einen ausgabener-
höhenden Effekt. Darüber hinaus stiegen die 
durchschnittlichen Zahlbeträge im Altersren-
tenbestand mit knapp 39 Prozent auch noch 
stärker als bei den beiden anderen Renten-
arten. Deren Rückstand hat sich dadurch 
noch erhöht. Zu beachten ist, dass Renten 
wegen Todes einer Einkommensanrechnung 
unterliegen. 
Die Ausgabenentwicklung unterschied sich 
nach Ost und West. Abbildung 3 basiert auf 
der jährlichen Entwicklung der Rentenausga-
ben der allgemeinen RV in den Jahren 2012 
bis 2022, näherungsweise getrennt nach Ge-
biet. Der Projektion aus dem Jahr 2012 wur-
den die Reihen der endgültigen Rechnungs-
ergebnisse gegenübergestellt. Die aktuellen 

74 Der vollständige Katalog findet sich in § 67 SGB VI.
75 § 68 und Sonderregelungen im SGB VI.
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Rentenwerte wurden vorher herausgerech-
net, um nur die mengenmäßige Entwicklung 
(Anzahl der Renten, durchschnittliche Ent-
geltpunkte pro Kopf) zu zeigen. Eine Verän-
derung des Rentenniveaus oder die Anglei-
chung der Renten Ost an West hat in den 
resultierenden Zeitreihen also keinen Effekt 
mehr. Es handelt sich vielmehr gewisser-
maßen um die Entwicklung der Gesamtheit 
der ausgezahlten Entgeltpunkte im Renten-
bestand, im Prinzip ist die Veränderung syn-
chron mit der Entwicklung der Äquivalenz-
rentner. 
Die Ost-West-Unterscheidung ist nur als 
Näherung zu verstehen, da die Anzahl der 
Renten Ost und West (unterschieden nach 
Wohnort bei Rentenbeginn) nicht genau die 
Entgeltpunkte Ost und West widerspiegelt. 
In einer Rente können vielmehr Entgeltpunk-
te aus beiden Regionen enthalten sein. Die 
Abweichungen im Vergleich zwischen West 
und Ost sind daher durch innerdeutsche Mi-
gration verzerrt. Diese Unschärfe war auch 
in der „offiziellen“ Berechnung von „Äquiva-
lenzrentnern“ enthalten, solange die Gebiete 
getrennt berechnet wurden, und musste hier 
mangels anderer Daten in Kauf genommen 
werden. Bei der Interpretation ist zudem zu 
beachten, dass neue Leistungen zum Teil 
nicht zu Jahresbeginn, sondern unterjährig 
eingeführt wurden (zum Beispiel „Mütterren-
te I“ ab 1. Juli 2014). In diesen Fällen vertei-
len sich die Ausgabeneffekte auf zwei Jahre.
Wie dennoch zu erkennen ist, bewegt sich 
der Verlauf der um die Rentenanpassun-
gen bereinigten Rentenausgaben Ost und 
West nach den Rechnungsergebnissen ganz 
überwiegend über der Projektion aus 2012. 
Dies überrascht kaum, da zwischen 2012 
und 2022 mehrere Leistungsausweitungen 
(insbesondere bei „Mütterrenten“ und Er-
werbsminderungsrenten, 2022 der Auszah-
lungsbeginn der Grundrentenzuschläge) vor-
genommen wurden (siehe Abschnitt 4). Es 
wird deutlich, dass die aggregierten Anwart-
schaften rückblickend in fast allen Jahren 
gestiegen sind. Abgesehen von den Effekten 
der gesetzlichen Maßnahmen und der Ren-
tenanpassungen entfernten sich die Ausga-

ben wenig von der Projektion. Der Anstieg 
war auf Basis der Rechnungsergebnisse in 
West stärker als in Ost, der Unterschied war 
jedoch nicht ganz so groß wie 2012 erwartet.

5.5.3 Veränderungen der durchschnitt
lichen Rentenanwartschaften 
 (persönliche Entgeltpunkte pro 
Kopf) bei Versichertenrenten

Grundsätzlich ergeben sich die Ausgaben 
einer Periode aus der „Anzahl der Renten“, 
multipliziert mit der „durchschnittlichen Ren-
tenhöhe pro Kopf“ dieser Periode. Die bei-
den Größen sind in der Praxis nicht vonein-
ander unabhängig. Die Anzahl der gezahlten 
Renten wird durch den Rentenzugang auf 
der einen und den Rentenwegfall auf der an-
deren Seite verändert. Dabei sind die durch-
schnittlichen Rentenhöhen pro Kopf im Ren-
tenzugang eines Jahres nicht identisch mit 
denen im Rentenwegfall. Das ergibt sich bei-
spielsweise schon aus der nach Geburtsjahr-
gang gestaffelten Einführung von Rentenab-
schlägen in den vergangenen Jahrzehnten, 
die im Rentenzugang deutlich präsenter sind 
als bei den Renten im Wegfall. Folglich be-
einflussen Rentenzugang und -wegfall nicht 
nur die Anzahl der Renten, sondern auch die 
Durchschnittsrenten im Rentenbestand. 
Die folgenden Auswertungen beziehen sich 
auf Statistikdaten für den Rentenbestand 
zum jeweiligen Jahresende. In den Berech-
nungen werden daher Stichtagswerte und 
der jeweils am Jahresende geltende ARW 
zugrunde gelegt (statt des jahresdurch-
schnittlichen). Aus datentechnischen Grün-
den76 ist eine konsistente Gegenüberstellung 
von Entgeltpunkten aus der Projektion 2012 
und im tatsächlichen Verlauf nicht möglich. 
Abbildung 4 zeigt auf Basis einer Sonderaus-
wertung der DRV Bund für Versichertenrenten 
die Entwicklung der durchschnittlichen per-
sönlichen Entgeltpunkte pro Fall, jedoch ohne 

76 In der zweiten Hälfte des Untersuchungszeitraumes wurde das 
Renten-Fortschreibungsmodell der DRV Bund grundlegend er-
neuert.
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Grundrentenzuschläge, und die Anzahl der 
Versichertenrenten, wieder als Indizes mit der 
Basis 2012 = 100. Mit den Versichertenrenten 
wird der größte Teil der Rentenausgaben er-
fasst: Im Jahr 2022 entfielen in der allgemei-
nen RV etwa 86 Prozent der Rentenausgaben 
auf Versichertenrenten. Diese Ausgaben er-
höhten sich von 2012 bis 2022 um insgesamt 
46,5 Prozent.77 Davon entfielen 31,6 Prozent-
punkte auf die isolierte Wirkung der Renten-
anpassungen. Die Abbildung 4 zeigt, dass 
5,0 Prozentpunkte auf die gestiegene Anzahl 
der Renten und 6,0 Prozentpunkte auf die hö-
heren durchschnittlichen Entgeltpunkte pro 
Kopf entfallen. Die verbleibenden Prozent-
punkte ergeben sich mathematisch aus dem 
Zusammenwirken der Faktoren.78 
Grundsätzlich ergeben sich die Verläufe 
aus dem komplexen Zusammenspiel von 
Rentenzugang, Rentenwegfall und Leis-
tungsveränderungen bei Bestandsrenten. 
Aus dem Verlauf sind dennoch – wegen 
der Stichtagsbetrachtung deutlicher als bei 
den Finanzdaten in Abbildung 3 – die Aus-
gabeneffekte der „Mütterrente I“ und „Müt-
terrente II“ in den Jahren 2014 und 2019 zu 
erkennen. Die durchschnittlichen Entgelt-

punkte stiegen jedoch auch in den meisten 
anderen Jahren. Dafür sind unter anderem 
auch die Verlängerung der Zurechnungs-
zeiten bei Erwerbsminderungsrenten sowie, 
ebenfalls bei Erwerbsminderungsrenten, 
Sondereffekte nach einer vorübergehenden 
Versicherungspflicht bei Arbeitslosengeld II 
verantwortlich (deutlicher im Zugang, siehe 
dazu weiter unten). Die Anhebung der Alters-
grenzen führte zwar tendenziell zu höheren 
Rentenabschlägen, was für sich genommen 
eine Verminderung der persönlichen Entgelt-
punkte erwarten ließe. Dies wurde aber of-
fensichtlich auf andere Weise kompensiert. 
Mika und Krickl79 beschreiben die gegenläu-
figen Effekte von zunehmenden Abschlägen 
und längerer Erwerbsphase auf die Renten-
höhen im Detail. 
Die Entgeltpunkte pro Kopf haben sich 
bei den Versichertenrenten in etwa in der 

Tabelle 3:  Struktur des Rentenbestandes 2012 und 2022, gesamte Rentenversicherung

Jahr

Anteile am Rentenbestand Zahlbeträge  
im Vergleich  

zu  Altersrenten  
(= 100 %)

Anstieg der Zahlbeträge
im Vergleich zu 2012

Renten wegen …

Alter Erwerbs
minde

rung

Todes Erwerbs
minde

rung

Todes Alter Erwerbs
minde

rung

Todes

2012 70,4 % 6,7 % 23,0 % 92,1 % 68,9 % – – –

2022 71,8 % 6,9 % 21,3 % 88,6 % 63,0 % + 38,8 % + 33,4 % + 27,0 %

Anmerkungen: Renten wegen Todes sind Witwen-, Witwer-, Waisen- und Erziehungsrenten. Zahlbeträge enthalten gegebenenfalls Renten-
teile aus früheren Höherversicherungsbeiträgen, Rentenzuschläge und Auffüllbeträge. Die Eigenbeteiligung zur Kranken- und Pflege-
versicherung ist abgezogen. Inklusive knappschaftliche Rentenversicherung.

Quelle: eigene Darstellung.

77 Siehe auch Rentenversicherung in Zeitreihen, 248.
78 Bei Multiplikation der Indizes 1,316 sowie 1,05 und 1,06 und 

Rundung ergibt sich 1,465, entsprechend +46,5 Prozent.
79 Mika, Tatjana und Krickl, Tino (2020): Entwicklung des Über-

gangs in die Altersrente bei den Geburtsjahrgängen 1936 bis 
1952. In: Deutsche Rentenversicherung 67, Nr. 4, 522–51.
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 gleichen Größenordnung ausgewirkt wie 
die Anzahl der Renten. Für die Rentenan-
passungen bedeutet dies, dass der Anstieg 
des Äquivalenzrentnerquotienten – und da-
mit der Nachhaltigkeitsfaktor – die demo-
grafische Entwicklung überzeichneten. Auch 
Mehrausgaben durch die Reformen im Be-
trachtungszeitraum ließen die Zahl der Äqui-
valenzrentner steigen. Dies ist auf die rein 
monetär ausgerichtete Berechnungsweise 
des Quotienten zurückzuführen (siehe Ab-
schnitt 2.2.5). 
Viele gesetzliche Änderungen sind an das 
Geburts- oder das Rentenzugangsjahr ge-

knüpft. Im Rentenzugang treten solche Ko-
horteneffekte deutlicher zutage als im Ren-
tenbestand. Der Rentenbestand benötigt 
eine längere „Diffusionszeit“ und reagiert 
deshalb nur nach und nach auf solche Än-
derungen. Die Verhältnisse im Rentenzugang 
von EM- und Altersrenten demonstriert Ab-
bildung 5. Um die unterschiedlichen Niveaus 
zu verdeutlichen, wurde hier von der Index-
darstellung abgewichen. 
Von 2012 nach 2022 beträgt der Zuwachs an 
persönlichen Entgeltpunkten pro Fall bei den 
Erwerbsminderungsrenten (gepunktete Linie 
unten) 22,2  Prozent, bei den  Altersrenten 

Abbildung 3:  Indizes (2012 = 100) der Rentenausgaben (alle Rentenarten, allgemeine 
Rentenversicherung) nach Projektion und Rechnungsergebnissen, bereinigt 
um Rentenanpassungen, 2012 bis 2022 

Anmerkungen: Datenreihen: „2012“ Projektion, „2022“ Rechnungsergebnisse.

Quellen: DRV-Finanzschätzung Herbst 2012; Rechnungsergebnisse der allgemeinen RV 2012 bis 2022; Rentenwertbestimmungsverord-
nungen der Bundesregierung; eigene Berechnungen.
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(gestrichelte Linie oben) 15,4  Prozent und 
im Durchschnitt aller Versichertenrenten 
17,0 Prozent. Der Zuwachs ist damit  deutlich 
ausgeprägter als im Rentenbestand. Zu er-
kennen ist der Sprung durch die „Mütter-
rente I“ im Jahr 2015. Im Gegensatz zu den 
Bestandsrenten, die bis Ende 2014 einen 
pauschalen Zuschlag erhielten, wurden die 
neu zugehenden „Mütterrenten“ nach und 
nach individuell berechnet. Das galt jedoch 
nur für Renten, auf die der Anspruch erst 
ab dem Inkrafttreten am 1. Juli 2014 ent-
stand. Ein Teil der Mehrausgaben 2014 für 
Kindererziehungszeiten betraf also nicht den 
hier wiedergegebenen Rentenzugang, son-

dern den Rentenbestand. Der Zuwachs bei 
der „Mütterrente II“ Anfang 2019 war deut-
lich kleiner, er machte nur einen halben statt 
einen Entgeltpunkt aus. 
Viel ausgeprägter war die Erhöhung bei 
den Erwerbsminderungsrenten im Renten-
zugang. Es handelt sich dabei um einen 
Wiederanstieg, dem vor 2012 ein deutlicher 
Rückgang vorausgegangen war. Dessen 
Ursachen waren vielschichtig.80 Dazu ge-

Abbildung 4:  Indizes der Anzahl an Versichertenrenten und der  durchschnittlichen 
 persönlichen Entgeltpunkte ohne Grundrentenzuschläge pro Fall, 
im Rentenbestand, jeweils Dezember
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Quellen: Statistik der DRV Bund – Rentenbestand am 31.12. (allgemeine RV) ohne Knappschaftsausgleichsleistungen, reine KLG-Leistun-
gen, Nullrenten und ohne Renten nach Art. 2 RÜG. Inland und Ausland. Persönliche Entgeltpunkte (EP): Sonderauswertung der Renten-
bestände jeweils am 31.12. durch die DRV Bund (Dez. 0630), ohne Vertragsrenten, ohne umgewertete und manuell berechnete Renten. 
Ohne Zuschläge an Entgeltpunkten für langjährige Versicherung („Grundrentenzuschläge“).

80 Kaldybajewa, Kalamkas und Kruse, Edgar (2012): Erwerbsmin-
derungsrenten im Spiegel der Statistik der gesetzlichen Renten-
versicherung: Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen 
Männern und Frauen. In: RV aktuell 59, Nr. 8, 206–16.
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hörte auch die Zahlung von Beiträgen bei 
Empfang von Arbeitslosengeld II, die 2005 
in Kraft trat und Ende 2011 wieder zurück-
genommen wurde. Diese Regelung führte 
zu zahlreichen zusätzlichen Renten mit sehr 
niedrigen Rentenansprüchen, die den Mit-
telwert vorübergehend deutlich nach unten 
zogen, und zu einem anschließenden „Erho-
lungseffekt“, der hier sichtbar ist. Die schritt-
weise Verlängerung der Zurechnungszeiten 
für Renten, deren Anspruch ab dem 1. Juli 
2014 entstand, wirkte ebenfalls rentenstei-
gernd. Bei den Erwerbsminderungsrenten 
werden die Renten im Bestand erst seit dem 
1. Juli 2024 begünstigt.81

Insgesamt erscheint die gute finanzielle Si-
tuation der RV im Jahr 2022 angesichts der 
deutlich gestiegenen Entgeltpunkte im Ren-
tenbestand umso erstaunlicher.

5.5.4 Rentenniveau und 
 Rentenausgaben

Wie bereits weiter oben (Abschnitt  2.2.5) 
ausgeführt wurde, bleibt das formelle Ren-

Abbildung 5:  Entwicklung der durchschnittlichen persönlichen Entgeltpunkte ohne 
Grundrentenzuschläge pro Kopf bei Versichertenrenten im Rentenzugang 
des jeweiligen Jahres

Quellen: Sonderauswertung der DRV Bund (Dez. 0630) der persönlichen Entgeltpunkte pro Kopf (nach Abschlägen wegen vorzeitigem Ren-
tenbeginn) im Rentenzugang. Ohne Vertragsrenten, ohne umgewertete und manuell berechnete Renten. Ohne Zuschläge an Entgeltpunkten 
für langjährige Versicherung („Grundrentenzuschläge“). Der Rentenzugang eines Jahres wird durch Verhaltenseffekte und die Altersstruktur 
des Versichertenbestandes beeinflusst. Die Durchschnitte beinhalten auch zahlreiche kleine Renten von Personen, deren Absicherung 
hauptsächlich über den/die Ehepartner/-in oder andere Alterssicherungssysteme erfolgt. 
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81 Gesetz über die Auszahlung der Erwerbsminderungsrenten-Be-
standsverbesserung (EM-Bestandsrentenverbesserungsauszah-
lungsgesetz), BGBl I, Nr. 173, 4. Juni 2024.
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ten- beziehungsweise Sicherungsniveau un-
verändert, wenn Leistungsverbesserungen 
zu zusätzlichen Entgeltpunkten führen. Viel-
mehr ist die Standardrente, wie beschrie-
ben, fest auf 45 Entgeltpunkte normiert. Aus 
Mehrausgaben folgt also keineswegs immer 
ein höheres Sicherungsniveau. 
Wohl aber führt ein höheres Brutto-Stan-
dardrentenniveau ceteris paribus zu höhe-
ren Rentenausgaben (und umgekehrt). Wie 
aus Tabelle 1 in Abschnitt 3.1 zu entnehmen 
ist, ist das Brutto-Rentenniveau von 2012 
nach 2022 um 0,3 Prozentpunkte gefallen 
und damit deutlich langsamer als 2012 vo-
rausberechnet wurde (2,2 Prozentpunkte). 
Die Ursache ist in erster Linie in der Wir-
kung der sogenannten Dämpfungsfaktoren 
der Rentenanpassungsformel zu suchen. 
Werden die Nachhaltigkeitsfaktoren der 
Jahre 2013 bis 2022 miteinander multipli-
ziert, ergibt sich ein kumulierter Faktor von 
1,0007. Aus der Projektion 2012 errechne-
te sich ein kumulierter Faktor von 0,9713. 
Statt den aktuellen Rentenwert um rund 
2,9 Prozent zu senken, hat sich der Faktor 
also praktisch kaum ausgewirkt.82 Für den 
Beitragssatzfaktor ergibt sich ein ähnliches 
Bild: Statt 0,9935 ergab sich ein kumulier-
ter Faktor von 1,0105, weil der Beitragssatz 
2022 deutlich niedriger liegt als 2012 und 
für 2022 erwartet. Statt die Rentenanpas-
sung um kumuliert 0,6  Prozentpunkte zu 
dämpfen, ergab sich also eine Anhebung 
um 1,1 Prozentpunkte. Anders als 2012 er-
wartet, haben die Maßnahmen der „Riester-
Reform“ und des RV-Nachhaltigkeitsgeset-
zes zur Dämpfung des Rentenniveaus die 
Finanzsituation 2022 also nicht weiter ent-
lastet.83

Dass überhaupt eine Abnahme des Siche-
rungsniveaus ausgewiesen wird, hängt mit 
dem 2012 im Vergleich zu 2022 noch vor-
handenen höheren Nachholbedarf bei der 
Rentenanpassung zusammen, der in den 
Folgejahren abgebaut wurde, und mit statisti-
schen Besonderheiten wie unterschiedlichen 
Bezugszeiträumen für das beitragspflichtige 
Durchschnittsentgelt und das Durchschnitts-
entgelt der Rentenversicherung.

5.6 Beiträge zur Krankenversicherung 
der Rentner

Der Anteil der Ausgaben für die KVdR an 
den Gesamtausgaben stieg von 2012 nach 
2022 von 6,1 Prozent auf 6,7 Prozent. Dabei 
ist der gesetzliche KV-Beitragssatz von 2012 
nach 2022 unverändert bei 14,6 Prozent ge-
blieben. Die RV übernimmt in der Regel die 
Hälfte des gesetzlichen Beitrages. Geändert 
haben sich aber die Höhe und der Finanzie-
rungsanteil des kassenindividuellen GKV-
Zusatzbeitrages. Mit dem GKV-Versicher-
tenentlastungsgesetz wurde beschlossen, 
dass der Zusatzbeitrag ab 1.1.2019 wieder 
paritätisch finanziert wird, das heißt die RV 
übernimmt auch die Hälfte des durchschnitt-
lichen Zusatzbeitragssatzes. Dieser stieg bis 
2022 auf durchschnittlich 1,3 Prozent, so-
dass statt der 2012 erwarteten 7,3 insge-
samt 7,95 Prozentpunkte zu Lasten der RV 
gingen. Im Vergleich zur Annahme in der Pro-
jektion resultierte eine Mehrbelastung der RV 
von rund 1,9 Milliarden Euro, was rund einem 
Zehntel RV-Beitragssatzpunkt entspricht (in 
Werten von 2022). 

5.7 Verwaltungs und Verfahrenskosten 
(VVK)

Die Projektion der VVK durch die DRV Bund 
basierte 2012 auf einem sogenannten Ver-
waltungskostenmix, in den die allgemeine 
Lohnentwicklung sowie Parameter zur Ent-
wicklung des Rentenbestandes und des 
Rentenzugangs eingingen.84 Auf dieser 
Grundlage wurden Ausgaben geschätzt, mit 

82 So auch Ruland, Die Rentenpolitik seit 2000: eine kritische Ana-
lyse, 242.

83 Bis 2013 wirkte der Beitragssatzfaktor allerdings deutlich 
dämpfend auf die Rentenanpassung, was auf die sogenannte 
Riester-Treppe im unterstellten (privaten) Altersvorsorgeanteil 
zurückzuführen war, geregelt im damaligen § 255e SGB VI. Sie-
he auch Brüggemann-Borck, Imke et al. (2024): Finanzwirkun-
gen der Maßnahmen des Rentenpakets II. In: Deutsche Renten-
versicherung 79, Nr. 3, 167.

84 Die Wahl der Parameter entsprach den gesetzlichen Vorschrif-
ten (§  220 Abs. 3 SGB VI). Der Gesetzgeber hatte die Ren-
tenversicherung bereits nach der Organisationsreform 2004 
verpflichtet, bis 2010 Verwaltungs- und Verfahrenskosten um 
10 Prozent zu senken (ebenda).



Rentenversicherung 69

denen das Verhältnis von VVK zur rechne-
rischen gesamtwirtschaftlichen Beitragsbe-
messungsgrundlage (BBGL) von 2012 bis 
2022 von 0,36 Prozent auf 0,40 Prozent ge-
stiegen wäre. Tatsächlich ging die Relation 
auf 0,30 Prozent zurück, was unter anderem 
Rationalisierungseffekte widerspiegelt. Auf 
eine andere Basis bezogen, nämlich die Ge-
samtausgaben der allgemeinen RV, wurde 
2012 ein Anstieg von 1,44 Prozent (2012) auf 
1,53 Prozent (2022) geschätzt.85 Tatsächlich 
ist dieser Anteil jedoch ebenfalls gesunken, 
und zwar auf 1,26 Prozent der Gesamtaus-
gaben. 

5.8 Leistungen zur Teilhabe

Bei den Leistungen zur Teilhabe zeigt sich 
auf den ersten Blick ein ähnliches Bild wie 
bei den VVK: In Relation zur BBGL gerech-
net, wurde im Jahr 2012 ein sehr leichter 
Anstieg der Ausgaben von 0,56  Prozent 
auf 0,58  Prozent erwartet. Basierend auf 
dem Rechnungsergebnis 2022 lag der An-
teil in dem Jahr jedoch tatsächlich bei nur 
0,45 Prozent. Ähnliches zeigt sich bei Be-
zugnahme auf die Gesamtausgaben: Erwar-
tet wurde ein Rückgang von 2,21 Prozent auf 
2,17 Prozent, tatsächlich lag der Anteil 2022 
aber nur bei 1,88 Prozent. Bei der Interpreta-
tion ist zu berücksichtigen, dass die Ausga-
ben 2022 noch teilweise durch Nachwirkun-
gen der Covid-19-Pandemie in den Kliniken 
beeinflusst waren. 
Die Obergrenze der Ausgaben für Leistungen 
zur Teilhabe ist gesetzlich fixiert. Sie richtet 
sich nach der voraussichtlichen Entwick-
lung der Bruttolöhne und -gehälter je Arbeit-
nehmer/-in.86 Im Jahr 2014 wurde mit dem 
RV-Leistungsverbesserungsgesetz bei der 
Fortschreibung der Obergrenze zusätzlich 
eine sogenannte Demografiekomponente 
eingeführt (§ 287b SGB VI), die den vorüber-
gehend höheren Anteil von älteren Beschäf-
tigten mit höheren Reha-Risiken berück-
sichtigen sollte. Die Demografiekomponente 
erweiterte im hier betrachteten Zeitraum den 
finanziellen Spielraum für Maßnahmen, und 

zwar im Jahr 2022 um 1,44  Prozent. Teilt 
man jedoch in den betrachteten Jahren je-
weils die Obergrenze durch die kumulierte 
Demografiekomponente – rechnet sie damit 
also heraus –, so stellt man fest, dass die 
Ausgaben nach den Rechnungsergebnissen 
durchgehend unter dieser „alten“ Grenze ge-
blieben wären. Ab 2025 erhöht die Demogra-
fiekomponente die Obergrenze nicht mehr, 
sondern vermindert sie im Vergleich zum frü-
heren Recht. Letztlich wirkt die Komponente 
somit (je nach Ergebnis 2024) ganz oder fast 
ausschließlich als Einschränkung des finan-
ziellen Spielraums.

5.9 Bundeszuschüsse

Für jeden der unterschiedlichen Bundeszu-
schüsse an die RV, das sind der allgemeine 
Bundeszuschuss West und Ost, der zusätz-
liche Bundeszuschuss sowie sein Erhö-
hungsbetrag, galt im betrachteten Zeitraum 
jeweils eine eigene Fortschreibungsregel. 
Abgesehen vom 2026 wegfallenden Bundes-
zuschuss Ost gilt dies auch weiterhin (Stand 
Ende 2024).87 Der allgemeine Bundeszu-
schuss West folgt der Entwicklung der Brut-
tolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer/-in 
sowie der Veränderung eines speziell für die-
sen Zweck berechneten Beitragssatzes zur 
RV. Das Verhältnis von Bundeszuschuss zu 
Rentenausgaben West wird auf den Bereich 
Ost übertragen und bildet damit die Grundla-
ge für die Berechnung des Bundesschusses 
Ost. Die Fortschreibung des zusätzlichen 

85 Nach dem endgültigen Rechnungsergebnis 2012 belief sich der 
Anteil auf 1,42 Prozent.

86 § 220 Abs. 1 SGB VI.
87 Der Entwurf des Rentenpaketes II enthielt eine Vereinfachung 

der Fortschreibungsregeln für den Bundeszuschuss in §  213 
SGB VI, die zum Teil auch Kritik des Bundesrechnungshofes 
berücksichtigte, siehe Bundesrechnungshof (2024): Entwurf 
eines Gesetzes zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zum 
Aufbau eines Generationenkapitals für die gesetzliche Ren-
tenversicherung. 3. Mai 2024, www.bmas.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-stabilisie-
rung-rentenniveau-generationenkapital.pdf; Bundesrechnungs-
hof (2021): Gesetzliche Rentenversicherung: Entrümpelung 
der Vorschriften zu den Bundeszuschüssen überfällig. www.
bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berich-
te/2021/gesetzliche-rentenversicherung-entruempeln-volltext.
pdf. Die Umsetzung des Rentenpaketes II ist derzeit ungewiss.

http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-stabilisierung-rentenniveau-generationenkapital.pdf
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-stabilisierung-rentenniveau-generationenkapital.pdf
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-stabilisierung-rentenniveau-generationenkapital.pdf
http://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2021/gesetzliche-rentenversicherung-entruempeln-volltext.pdf
http://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2021/gesetzliche-rentenversicherung-entruempeln-volltext.pdf
http://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2021/gesetzliche-rentenversicherung-entruempeln-volltext.pdf
http://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2021/gesetzliche-rentenversicherung-entruempeln-volltext.pdf
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Bundeszuschusses orientiert sich an einem 
Prozentpunkt des Aufkommens an Umsatz-
steuern. Änderungen der beiden Steuer-
sätze – wie während der Covid-19-Pande-
mie vom 1.7. bis zum 31.12.2020 – haben 
keine Auswirkungen. Der Erhöhungsbetrag 
zum zusätzlichen Bundeszuschuss ist an 
der Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Lohnsumme ausgerichtet.88

Im zeitlichen Zusammenhang mit den in 
Abschnitt 4 aufgeführten Maßnahmen wur-
de der allgemeine Bundeszuschuss zudem 
mehrfach diskretionär verändert. Bezogen 
auf das Jahr 2022 ergaben sich Erhöhungen 
durch das RV-Leistungsverbesserungsge-
setz um 2 Milliarden Euro (Ost plus West), 
durch das Rentenüberleitungs-Abschlussge-
setz (erste Stufe 2022) um weitere 0,2 Milliar-
den Euro und durch das Grundrentengesetz 
ab 2021 um 1,4 Milliarden Euro, insgesamt 
also in dem Jahr um rund 3,6 Milliarden Euro 
(jeweils gerundet, vor Dynamisierung). Diese 
Summe entsprach 2022 gut 1 Prozent der 
Gesamteinnahmen der allgemeinen RV. Den 
Mehreinnahmen stehen jedoch auch höhere 
Leistungsausgaben gegenüber. Zwischen-
zeitliche Kürzungen durch das Haushalts-
begleitgesetz 2013 beziehungsweise die 
Einführung von Sonderzahlungen durch das 
RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisie-
rungsgesetz sind bis 2022 ausgelaufen be-
ziehungsweise wurden durch das Haushalts-
gesetz 2022 wieder rückgängig gemacht. 
Weitere Mittel, die der Bund im Bedarfsfall 
zur Absicherung der Haltelinie für den Bei-
tragssatz bis 2025 zur Verfügung gestellt 
hätte, mussten nicht abgerufen werden. 
Anders als vielfach angenommen, hat sich 
der Anteil der Bundeszuschüsse an den Ge-
samteinnahmen von 2012 nach 2022 kei-
neswegs erhöht, sondern trotz der Aufsto-
ckungen um knapp einen Prozentpunkt noch 
vermindert. Bezogen auf die rechnerische 
Beitragsbemessungsgrundlage ist der An-
teil ebenfalls gesunken (siehe Tabelle 1). Der 
allgemeine Bundeszuschuss ist neben der 
Lohnentwicklung an die Veränderung eines 
speziell für diesen Zweck ermittelten hypo-
thetischen Beitragssatzes gekoppelt. Dieser 

ergibt sich rechnerisch als der notwendige 
Beitragssatz, wenn die Einnahmen durch den 
zusätzlichen Bundeszuschuss und seines 
Erhöhungsbetrags ausgeklammert werden, 
und lag 2,2 Prozentpunkte über dem allge-
meinen Beitragssatz. Von 2012 nach 2022 ist 
er somit von 21,8 Prozent auf 20,8 Prozent 
gefallen, was auch entsprechend zu einem 
langsameren Anstieg des allgemeinen Bun-
deszuschusses führte. Darüber hinaus folgt 
der allgemeine Bundeszuschuss grundsätz-
lich dem Anstieg der durchschnittlichen Brut-
tolöhne und  -gehälter je Arbeitneh mer/-in, 
aber nicht deren Anzahl. Eine höhere Zahl an 
Arbeitnehmer/-innen, wie für den zugrunde 
gelegten Zeitraum beschrieben, lässt da-
her zwar tendenziell die Beitragseinnahmen, 
nicht aber den allgemeinen Bundeszuschuss 
ansteigen. Die Abnahme der durchschnitt-
lichen Arbeitszeit je Arbeitnehmer/-in (siehe 
Abschnitt 5.2) bremst auf diesem Wege auch 
das Wachstum des allgemeinen Bundeszu-
schusses.

5.10 Erstattungen an die knappschaft
liche Rentenversicherung

Die Erstattungen an die  knappschaftliche 
Rentenversicherung setzen sich aus dem 
Wan derversicherungsausgleich und dem 
Wan derungsausgleich89 zusammen. Im 
Wanderversicherungsausgleich werden 
Rententeile erstattet, die auf Anwartschaften 
aus der allgemeinen RV zurückgehen, aber 
von der knappschaftlichen Rentenversiche-
rung ausgezahlt werden. Dieser Anteil an 
den Ausgaben ging von 2,5 auf 2,3 Prozent-
punkte zurück. 
Im Wanderungsausgleich erhält die knapp-
schaftliche Rentenversicherung zudem 
einen Ausgleich für Versichertenverluste, 

88 Siehe §§ 213, 287e SGB VI. Die unterschiedlichen Fortschrei-
bungsregeln gelten auch im Oktober 2024 noch. Jedoch wird 
der Bundeszuschuss Ost nach Abschluss der Rentenanglei-
chung ab 2026 nicht mehr existieren, sondern im gesamten 
Bundeszuschuss (bisher West) aufgehen, so beschlossen 2017 
im Gesetz über den Abschluss der Rentenüberleitung (Renten-
überleitungs-Abschlussgesetz).

89 §§ 223, 289 SGB VI. 
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die seit 1991 durch den staatlich moderier-
ten Strukturwandel im Bergbau hervorgeru-
fen wurden. In die Berechnung des Wande-
rungsausgleichs fließt neben der Anzahl der 
Personen auch der RV-Beitrag ein, der auf 
ein vorläufiges Durchschnittsentgelt entfällt. 
Ein Teil der früher knappschaftlich Renten-
versicherten bezieht nach drei Jahrzehnten 
allerdings mittlerweile Rente aus der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung, wobei wie 
erwähnt Anwartschaften aus früheren Beiträ-
gen an die allgemeine RV über den Wander-
versicherungsausgleich erstattet werden. Die 
gesetzliche Regelung im § 223 Abs. 6 SGB VI 
sieht vor, dass der Betrag des Wanderungs-
ausgleichs mit einem Faktor zu bereinigen 
ist, „der die längerfristigen Veränderungen 
der Rentnerzahl und des Rentenvolumens in 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 
berücksichtigt.“ Zumindest bis Ende 2024 
existiert ein solcher Faktor nicht. Die DRV 
Bund kritisiert dies seit Längerem.90 Ein Re-
ferentenentwurf aus dem Jahr 2012 für ein 
„Alterssicherungsstärkungsgesetz“ sah ein 
Abschmelzen des Wanderungsausgleichs 
vor, dies wurde jedoch nicht umgesetzt.91 Bei 
einer Verwirklichung müsste der Bund höhe-
re Defizite in der knappschaftlichen Renten-
versicherung aus Steuermitteln ausgleichen.
2022 ergab sich ein Sondereffekt: Das vor-
läufige Durchschnittsentgelt nach Anlage 1 
SGB VI fiel aus Gründen der Fortschrei-
bungsarithmetik92 ungewöhnlich niedrig aus, 
wodurch sich auch die Höhe des Wande-
rungsausgleiches verminderte. Das vorläufi-
ge Durchschnittsentgelt lag 7,5 Prozent unter 
dem endgültigen. Der RV-Beitragssatz, des-
sen Veränderung in die Fortschreibung ein-
geht, fiel zudem im Jahr 2022 niedriger aus 
als 2012 erwartet. Beim Wanderungsaus-
gleich ergab sich daher ein Rückgang von 
0,9 auf 0,8 Prozent der Gesamtaus gaben. 

6. Fazit

In diesem Überblick wurden die Finanzsi-
tuation des Jahres 2022 mit der des Jah-
res 2012 und mit der Projektion aus 2012 

verglichen sowie Trends in der Entwicklung 
der wichtigsten Determinanten der Finanz-
entwicklung aufgezeigt. Der Zeitraum von 
2012 bis 2022 war für die allgemeine RV 
durch relativ hohe Einnahmenzuwächse aus 
Beiträgen und moderate demografisch be-
dingte Ausgabenzuwächse bei Renten ge-
kennzeichnet. 2022 lag der Beitragssatz his-
torisch niedrig bei 18,6 Prozent und damit 
um einen Prozent punkt niedriger als 2012. 
Die Nachhaltigkeitsrücklage übertraf mit 
1,71 Monatsausgaben die zehn Jahre alte 
Projektion um mehr als das Fünffache. 
Wie die Ausführungen zeigen, war die gute 
Finanzsituation 2022 im Wesentlichen auf 
das vorangegangene starke Wachstum bei 
der Zahl der Beitragszahler zurückzufüh-
ren, vor allem aus demografischen Gründen. 
Die mittlere Variante der 12. Koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung aus dem 
Jahr 2009 war deutlich zu pessimistisch, 
was das heutige Zahlenverhältnis von älte-
ren zu jüngeren Menschen in der Bevölke-
rung Deutschlands betrifft. Insbesondere 
die hohe Flüchtlingsmigration ließ sich 2009 
(und 2012) schlicht nicht voraussehen. 
Die hohen Einnahmenzuwächse erlaubten 
im betrachteten Zeitraum zahlreiche Leis-
tungsausweitungen, namentlich bei den 
sogenannten Mütterrenten, den Erwerbs-
minderungsrenten und schließlich mit der 
Einführung der sogenannten Grundrenten-
zuschläge. Der Beitragssatz verharrte den-
noch ab 2018 an seiner Untergrenze von 
18,6 Prozent. 
Kleinere Rückwirkungsmechanismen im 
Leistungs- und Finanzierungssystem der 
Rentenversicherung trugen ebenfalls dazu 

90 So beispielsweise in Lubinski, Cord Peter (2016): Bericht des 
Vorstandes (Vertreterversammlung der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund, Berlin, 6. Dezember 2016, 6, https://www.
deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/
Traeger/Bund/Wir_ueber_uns_und_Presse/Reden_VV/2016/re-
de_lubinski.html (zugegriffen am 10.11.2024).

91 Dünn, Sylvia und Stosberg, Rainer (2013): Das ‚Rentenpaket‘ 
– Rückblick und Vorausschau. In: RVaktuell 60, Nr. 6, 120. Der 
Referentenentwurf beinhaltete den Vorschlag für eine „Zu-
schussrente“.

92 Siehe § 69 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI und die Erläuterungen in Viebrok, 
Herausforderungen für die Finanzen der gesetzlichen Renten-
versicherung durch die COVID-19-Pandemie.

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Traeger/Bund/Wir_ueber_uns_und_Presse/Reden_VV/2016/rede_lubinski.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Traeger/Bund/Wir_ueber_uns_und_Presse/Reden_VV/2016/rede_lubinski.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Traeger/Bund/Wir_ueber_uns_und_Presse/Reden_VV/2016/rede_lubinski.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Traeger/Bund/Wir_ueber_uns_und_Presse/Reden_VV/2016/rede_lubinski.html
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bei. So ist der Nachhaltigkeitsfaktor in der 
Rentenanpassungsformel so konstruiert, 
dass er den Einkommenseffekt höherer 
Rentenanwartschaften, die zum Beispiel aus 
den genannten Leistungserhöhungen resul-
tieren, durch niedrigere Rentenanpassungen 
teilweise wieder zunichte macht. Der Finan-
zierungsbedarf fiel dadurch entsprechend 
kleiner aus.
Das starke Wachstum bei den beitragspflich-
tig Beschäftigten war von einem Rückgang 
der durchschnittlichen Arbeitszeit begleitet. 
Dies wirkt sich für die Finanzlage im Prinzip 
günstig aus, wenn auch in begrenztem Um-
fang. Der Grund ist, dass die Beitragseinnah-
men eng mit der steigenden Beschäftigung 
verknüpft sind, während die Rentenanpas-
sungen im Wesentlichen den Durchschnitts-
löhnen folgen – die wegen der abnehmen-
den durchschnittlichen Arbeitszeit weniger 
stark wachsen. Mehreinnahmen stehen so-
mit Minderausgaben gegenüber. Der Nach-
haltigkeitsfaktor und die Fortschreibung des 
Bundeszuschusses schwächen diesen Ef-
fekt allerdings ab, der Nachhaltigkeitsfak-
tor jedoch nur mit dem Gewicht von einem 
Viertel.
Neben der stark gestiegenen Zahl von Be-
schäftigten haben auch zum Teil überra-
schend stark gestiegene Beiträge von der 
Kranken- und Pflegeversicherung sowie frei-
willig gezahlte Beiträge zum Ausgleich von 
Rentenminderungen die Finanzsituation ver-
bessert. Deren relative Bedeutung ist jedoch 
deutlich kleiner als die der Beiträge aus Er-
werbtätigkeit. 
Die gute Einnahmensituation und die gesetz-
liche Fortschreibungsarithmetik der Renten-
anpassungen führten dazu, dass das Brut-
to-Standardrentenniveau kaum gesunken 
ist. Die sogenannten Dämpfungsfaktoren 
in der Rentenanpassungsformel, der Nach-

haltigkeitsfaktor und der Beitragssatzfaktor, 
wirkten bezogen auf 2012 unter dem Strich 
sogar rentensteigernd. 
Insgesamt wird der entscheidende Einfluss 
der Arbeitsmarktsituation auf die Finanzie-
rung der Rentenversicherung im Umlage-
verfahren, aber auch auf das finanzierbare 
Absicherungsniveau deutlich. Für die länger-
fristige Finanzentwicklung der Rentenversi-
cherung ist dies nicht unbedingt eine gute 
Nachricht. Die Folgen der über Jahrzehnte 
niedrigen Geburtenraten für den Arbeits-
markt zeigen sich bereits deutlich. Eine hohe 
Einwanderung, die der Beschäftigung zu-
gutekommen könnte, stößt zudem vermehrt 
auf politische Vorbehalte. 
Der Rückblick ließ erkennen, dass länger-
fristige Modellrechnungen zwangsläufig 
mit großen Unsicherheiten verbunden sind, 
auch wenn sie auf qualitativ hochwertige 
Daten, ausgereifte Methoden und langjäh-
rige Erfahrung setzen. Eine Projektion kann 
stets nur auf Basis der zu dem Zeitpunkt 
bekannten Daten erfolgen. Das betrifft auch 
die externen Vorausberechnungen, die den 
vorliegenden Berechnungen zum Teil zu-
grunde liegen. Insbesondere der gesamt-
wirtschaftliche technische Fortschritt und 
die Entwicklung der nationalen und inter-
nationalen politischen Rahmenbedingungen 
lassen sich kaum vorhersagen. Angesichts 
ihrer enormen finanz-, wirtschafts- und so-
zialpolitischen Bedeutung bleiben möglichst 
genaue Projektionen zu Finanzentwicklung 
der Rentenversicherung aber dennoch un-
verzichtbar.

Anschrift des Verfassers:

Dr. Holger Viebrok
Bruchsaler Str. 13
10715 Berlin
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